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Beschlussvorschlag
L Den im Rahmen der 6ffentlichen Auslegung des Bebauungsplanes

Nr. 2442, Teil 1 - Kradepohlswiese -, 1. Anderung
gemil § 3 Abs. 2 BauGB vorgebrachten Anregungen der Einwender

B 1 Frau Hildegard Hinterecker werden nicht entsprochen,
B 2 Biirgerinitiative Rettet den Dannekamp e.V. werden nicht entsprochen,
B 3 Ulrich und Andrea Merz werden nicht entsprochen,
B 4 Arbeitskreis Biotopvernetzung werden nicht entsprochen,
T 1 der Stadtverkehrsgesellschaft Bergisch Gladbach mbH werden nicht entsprochen,
T 2 des Rheinisch Bergischen Kreises werden teilweise entsprochen,
T 3 der Bezirksregierung Koln, Kampfmittelrdumdienst werden entsprochen,
T 4 der Industrie- und Handelskammer zu K6ln werden entsprochen,
T 5 der BELKAW GmbH werden entsprochen,
T 6 der Kreishandwerkerschaft Rhein-Berg/ Leverkusen werden entsprochen.

Ib. Die nach der 6ffentlichen Auslegung des Bebauungsplanes

Nr. 2442, Teil 1 - Kradepohlswiese -, 1. Anderung




eingegangene Anregung der PRB Grundstiicks GmbH & Immobilien KG wird
zuriickgewiesen.

II. Fiir die nach der 6ffentlichen Auslegung des Bebauungsplanentwurfes Nr. 2442, Teil 1 -
Kradepohlswiese -, 1. Anderung erfolgte Erginzung

Kennzeichnung des Larmpegelbereiches 111

wird ein Beteiligungsverfahren nach § 3 Abs. 3 i.V.m. § 13 Nr. 2 BauGB durchgefiihrt.
Anregungen sind nur zu der Ergéinzung zugelassen.

I Der Rat der Stadt Bergisch Gladbach beschliet geméfl § 10 BauGB und den §§ 7 und 41
GO NW den Bebauungsplan

Nr. 2442, Teil 1 - Kradepohlswiese -, 1. Anderung

als Satzung und die Begriindung gemal § 9 Abs. 8 dazu.




Sachdarstellung / Begriindung

Zul:

Der Bebauungsplanentwurf Nr. 2442, Teil 1 - Kradepohlswiese -, 1. Anderung hat entsprechend dem
Beschluss des Planungsausschusses vom 18.09.2001 in der Zeit vom 05.11.2001 bis 06.12.2001 ge-
mal § 3 Abs. 2 BauGB offentlich ausgelegen. Die Trager 6ffentlicher Belange wurden gemal3 § 4
Abs.1 Satz 2 BauGB gleichzeitig beteiligt.

Wihrend der offentlichen Auslegung des Bebauungsplanentwurfes wurden folgende Anregungen
vorgebracht:

B 1 Frau Hildegard Hinterecker, mit Schreiben vom 29.10.01

Kurzfassung:
Herausnahme der 'Platzfunktion' zwischen den Gebiduden der Firma Aldi GmbH, der Kinderta-

gesstitte und dem Flurstiick Nr. 2979 aus dem zz. rechtsverbindlichen Bebauungsplan. Diese
wurde im rechtskréftigen Bebauungsplan fiir die Ansiedlung von Einzelhandelsgeschéften gesi-
chert. Nach dem vorliegenden Entwurf wird sich das Zentrum auf dem ehem. OBI-Geldnde ent-
wickeln, sodass eine Platzfunktion auf dem o.g. Flurstiick nicht mehr gegeben ist.

Verianderung der Baugrenzen, so dass sich die Geh-/Fahr- und Leitungsrechte nur noch auf den
6 m breiten Streifen erstrecken

Stellungnahme der Biirgermeisterin:

Die Anregungen wurden bereits im Rahmen der frithzeitigen Biirgerbeteiligung vorgebracht.

Der o.g. Bereich liegt nicht im Geltungsbereich des zurzeit in Aufstellung befindlichen Bebauungs-
plans Nr. 2442, Teil 1 - Kradepohlswiese -, 1. Anderung.

Im o6stlichen Teil des zurzeit rechtskriaftigen Bebauungsplans Nr. 2442, Teil 1 - Kradepohlswiese - ist
in Verbindung mit dem Ev. Gemeindezentrum ein kleiner Geschéftsbereich fiir die Nahversorgung
vorgesehen. Innerhalb des Mischgebietes sollte ein kleiner FuBBgangerplatz umschlossen von der Firma
ALDI und weiteren angedachten Léden, dem Ev. Gemeindezentrum und der Kindertagesstétte entste-
hen. Ein weiteres wichtiges stidtebauliches Planungsziel war die Sicherung und Neueinrichtung ful3-
laufiger Verbindungen der geplanten Nutzungen untereinander sowie die Anbindung der Nutzungen
an das Stadtteilzentrum, an die Haltestellen des 6ffentlichen Nahverkehrs (S-Bahn/Bus) sowie an an-
grenzende Wohngebiete. Durch die ausgewiesenen FuB- und Radwege sowie die mit 'Gehrecht zu-
gunsten der Allgemeinheit' belasteten Flichen werden die FuBwegebeziechungen planungsrechtlich
gesichert. Dariiber hinaus werden durch die festgesetzten Fu3- und Radwege die Nutzungen innerhalb
des Plangebietes verbunden, die Gemeinbedarfseinrichtungen (Kita / Kirche) an angrenzende Wohn-
gebiete angebunden und somit eine notwendige, funktionsgerechte FuBwegevernetzung gewihrleistet.
Die Platzaufweitung siidlich der Gemeinbedarfseinrichtung dient zur Ergdnzung der Infrastruktur-
einrichtung mit Verweilfunktion und Kommunikationsbereich und fiihrt somit zu einer Wohnum-
feldverbesserung und einer Attraktivititssteigerung der Geschiftsbereiche.

Somit sollte auch im Anderungsverfahren zum Bebauungsplan Nr. 2442, Teil 1 - Kradepohlswiese -
an den FuBwegebeziehungen einschlieBlich der Platzaufweitung festgehalten werden.



B 2 Biirgerinitiative Rettet den Dinnekamp e.V., mit Schreiben vom 05.12.01.

Kurzfassung:
Sicherung der Aufrechterhaltung einer intakten Nord-Siid-Biotopvernetzung / Waldfldche 'A’
Die Stellplédtze im Bereich des LIDL-Marktes iibertreffen die verlangten Mindestzahlen.
Umsetzung der versprochenen Renaturierungsmafinahmen und die notwendigen wasserrechtli-
chen Verfahren

Stellungnahme der Biirgermeisterin:

Erhaltung der Waldparzelle:

Aufgrund des §la Abs. 2 BauGB besteht fiir die Kommunen die Pflicht zur Beriicksichtigung der
naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung im Rahmen der Bauleitplanung.

Grundsitzlich stellt jede Bebauung eine Verdnderung bzw. einen Eingriff in Natur und Landschaft
dar, so dass im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens zu priifen ist, ob der Eingriff nach Art und
Mal der Bebauung und der geplanten ErschlieBung umweltvertréglich ist.

Die seitens des Biiros NARDUS erstellte Umweltvertraglichkeitsuntersuchung stellt die Auswir-
kungen der Planung auf den Umwelt - Ist - Zustand dar. Mit der Bebauung im Rahmen der 1. Ande-
rung des Bebauungsplanes Nr. 2442, Teil 1 - Kradepohlswiese - sind Beeintrachtigungen von Natur
und Landschaft verbunden.

Dieser Eingriff wird durch Vermeidungs- und AusgleichsmaBBnahmen kompensiert. Eine wesentli-
che Vermeidungsmafnahme ist der Verzicht auf die Ausweisung eines Gewerbegebietes im siidli-
chen Teil des Plangebietes, auBerdem werden kleinflachige Entsiegelungsmafnahmen innerhalb des
'Sondergebietes' durchgefiihrt. Zusdtzlich werden umfangreiche Anpflanzungen im Bereich der
Parkplédtze und versiegelten Flichen sowie im Umfeld des Kemper Baches vorgenommen, die auch
gleichzeitig zur Biotopvernetzung beitragen.

Der Umfang der gesamten KompensationsmaBBnahmen ist laut Gutachten geeignet, die durch die
BaumaBnahme hervorgerufenen Beeintrdchtigungen von Natur und Landschaft auszugleichen. Es
liegt ein funktionaler und naturraumbezogener Ausgleich des Eingriffes vor.

Gemadl § 8 Abs. 2 BauGB (Zweck des Bebauungsplanes) sind Bebauungsplidne aus dem Flachen-
nutzungsplan (vorbereitender Bauleitplan) zu entwickeln (Entwicklungsgebot).

Der wirksame Flachennutzungsplan der Stadt Bergisch Gladbach stellt fiir das Plangebiet 'Sonder-
bauflache' und 'gewerbliche Baufldche' dar.

Zur Stirkung einer stadtteilbezogenen Nahversorgungsfunktion und zugunsten einer 6kologisch
wiinschenswerten Biotopvernetzung wird im Bebauungsplan auf die Ausweisung der Gewerbefla-
che im Siiden des Plangebietes verzichtet. Der Bebauungsplan setzt neben dem 'Sondergebiet'
'Griinflachen' - u.a. zur planungsrechtlichen Sicherung der Biotopvernetzung - fest. Dem 6kologi-
schen Belang der Griinraumvernetzung wird somit zu Lasten 'gewerblicher Bauflichen' (FNP)
Rechnung getragen. Der wirksame Flachennutzungsplan wird in Anlehnung an die Zweckbestim-
mung des Sondergebietes / Biotopvernetzung des in Aufstellung befindlichen Bebauungsplanes im
Parallelverfahren gemil3 § 8 Abs. 3 BauGB geéndert.

Stellplitze:
Der Bebauungsplan gibt einen planungsrechtlichen Rahmen fiir die Zuldssigkeit von Nutzungen

innerhalb der ausgewiesenen Baugebiete vor. Die Ermittlung der notwendigen Stellplatzanzahl ist
abhédngig vom jeweiligen Bauvorhaben und obliegt dem Baugenehmigungsverfahren.
Stadtebauliche Zielsetzung des Bebauungsplanes ist es u.a., die Lage und die Grofenordnung der
fiir die geplanten, zuldssigen Nutzungen erforderlichen Stellplatzanlagen vorzugeben.

Das derzeitige Konzept der Stellplatzanlage sieht eine Stellplatzanzahl unter zusétzlicher Beachtung
von Synergieeffekte zwischen den einzelnen Nutzungen vor.

Jedoch wird die bauliche Nutzung bzw. Errichtung von Stellpldtzen durch Ausweisung von 'Flidchen
zum Anpflanzen von Bdumen, Strduchern und sonstigen Bepflanzungen' und durch die Festsetzung



zur Pflanzung eines standortheimischen Laubbaumes je 6 Stellplédtze beschrankt.

Da die einzelnen Nutzungen noch nicht festliegen und ein Mindestmal} an notwendigen Stellplitzen
nicht ermittelt werden kann, wird eine Reduzierung der festgesetzten Stellplatzflichen nicht befiir-
wortet.

Umsetzung der RenaturierungsmaBnahmen, wasserrechtliches Verfahren zum zurzeit rechtskrafti-
gen Bebauungsplan

Das wasserrechtliche Verfahren nach § 31 WHG wird voraussichtlich Anfang 2002 beginnen und
etwa 6 Monate in Anspruch nehmen. Frithestmoglicher Baubeginn / Umsetzung der Renaturie-
rungsmafinahmen wére demnach Herbst 2002.

B 3 Ulrich und Andrea Merz, mit Schreiben vom 04.12.01

Kurzfassung:
- Erhaltung der Waldflache 'A' als Abschirmung zu den hésslichen Gewerbebauten in westl. Rich-

tung

Verbesserung des Landschaftsbildes

Wann erfolgt die Umsetzung der Renaturierung des Kemper Baches?
Verdnderung der Immissionssituation durch Abholzen des Waldes

Stellungnahme der Biirgermeisterin:

Erhaltung Waldflidche 'A':
(s. Stellungnahme zu B 2)

Verbesserung des Landschaftsbildes:

Entsprechend den Empfehlungen der Umweltvertraglichkeitspriifung setzt der Bebauungsplan zur
Eingriinung des 'Sondergebietes' und somit auch der geplanten Stellplatzanlagen und zur visuellen
Aufwertung des Plangebietes 'Flichen zum Anpflanzen von Bdumen, Strauchern und sonstigen
Bepflanzungen' fest, auf denen heckenartige Gehdlze zu pflanzen sind.

Neben der Gewihrleistung einer wiinschenswerten Biotopvernetzung durch die Festsetzung von
'Griinflichen' im Plangebiet ist die Entwicklung von bachbegleitenden Gehdlzstreifen im Umfeld
des Kemper Baches sowie der Verzicht auf Eingriff (Gewerbefliche) im Umfeld des Kemper Ba-
ches vorgesehen.

Neben den Begriinungsfestsetzungen fiir die nichtiiberbaubaren Grundstiicksflachen setzt der Be-
bauungsplan Begriinungsmaflnahmen an Gebduden und baulichen Anlagen (Fassadenbegriinung,
Begriinung von Larmschutzwénden) sowie die Pflanzung von einem standortheimischen Laubbaum
je 6 Stellplatze fest mit dem stddtebaulichen Ziel, das Erscheinungsbild des Baugebietes / der Stell-
platzanlage zu verbessern, ein attraktives Wohn- und Arbeitsumfeld zu gewihrleisten und das Orts-
bild insgesamt aufzuwerten.

Lirmimmissionen:
Zur Beurteilung der durch die Planung zu erwartenden Larmimmissionen wurde seitens der ADU
Cologne Institut fiir Immissionsschutz GmbH eine Schalltechnische Untersuchung durchgefiihrt.

Die innerhalb eines Bebauungsplangebietes ausgewiesenen Nutzungen kénnen durch Gerduschim-
missionen zu Konflikten mit der Umgebung flihren. Zur Vermeidung dieser Konflikte trifft der Be-
bauungsplan Festsetzungen, die ein vertrdgliches Nebeneinander unterschiedlicher Nutzungen er-
moglichen.



Der Bebauungsplanentwurf Nr. 2442, Teil 1 - Kradepohlswiese -, 1. Anderung trifft Festsetzungen
der maximal auf die Umgebung des Plangebietes einwirkenden Schallimmissionen anhand immis-
sionswirksamer flichenbezogener Schallleistungspegel (IFSP).

Die Festsetzung der IFSP bedeutet nicht den Ausschluss bestimmter Nutzungen und Betriebsarten,
sondern nur die Notwendigkeit einer Priifung, inwieweit die zukiinftige Nutzung mit der Festset-
zung vereinbar ist.

Die innerhalb der festgesetzten Bereiche sich neu ansiedelnden Betriebe haben die jeweiligen 'Tm-
missionswirksamen flichenbezogenen Schallleistungspegel' einzuhalten. Dies kann geschehen
durch eine bestimmte Anordnung von Gebduden zur Abschirmung lirmsensibler Bereiche, durch
angepasste Aktivitidten auf den AuBBengelédnden, durch zusétzliche SchallschutzmaBBnahmen wie z.B.
Larmschutzwénde oder -wélle oder auch durch die zeitliche Begrenzung von Betriebszeiten.

Umsetzung der Renaturierung des Kemper Baches
(s. auch Stellungnahme zu B 3)

B 4 Arbeitskreis Biotopvernetzung mit Schreiben vom 05.12.01

Kurzfassung:
- Die Umweltvertriaglichkeit des Vorhabens ist nicht gegeben, der planerische Eingriff wird nicht

auf ein Minimum reduziert / Verschlechterung der gegenwértigen Situation

Zerstorung der Biotopvernetzung

Die Waldflache 'A' ist nicht nur ein Trittstein, sondern wesentliches landschaftsgestalterisches
Element in einer Parkflichenwiiste

Umweltvertraglichkeitsuntersuchung / Ein- und Ausgleichsberechnung sind nicht korrekt
Reduzierung der Stellpldtze auf 180 St., so konnte die Waldfldche 'A' erhalten werden und die
Gewerbe-Austauschfliche wiirde der 'echten' Kompensation des real vorhandenen Gesamtein-
griffes dienen.

Umsetzung der Ausgleichsma3inahmen zum rechtskriftigen Bebauungsplan noch nicht gesche-
hen

Angaben zur Lirmsituation sind nicht korrekt / Uberschreitung des Ist-Zustandes zur Nachtzeit
um 9 dB

Parkplatzbedarf ist iiberdimensioniert

Keine Gestattung von Tiefgaragen

Stellungnahme der Biirgermeisterin:

Umweltvertraglichkeitsuntersuchung

Aufgrund des § 1a BauGB besteht fiir die Kommunen die Pflicht zur Berilicksichtigung der natur-
schutzrechtlichen Eingriffsregelung im Rahmen der Bauleitplanung.

Die seitens des Biiros Nardus erstellte Umweltvertraglichkeitsuntersuchung stellt die Auswirkungen
der Planung auf den Umwelt - Ist - Zustand dar. Die Ermittlung der 6kologischen Werte erfolgt
durch Bewertungsmethode nach Froelich & Sporbeck.

Mit der Bebauung im Rahmen der 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 2442, Teil 1 - Krade-
pohlswiese - sind Beeintridchtigungen von Natur und Landschaft verbunden.

Dieser Eingriff wird durch Vermeidungs- und AusgleichsmaBinahmen kompensiert. Eine wesentli-
che Vermeidungsmafinahme ist der Verzicht auf die Versiegelung der Brachfliche (im zurzeit
rechtskriftigen Bebauungsplan als Gewerbefliche dargestellt) im Umfeld des Kemper Baches. Au-
Berdem werden kleinflédchige Entsiegelungsmafinahmen durchgefiihrt sowie umfangreiche Anpflan-
zungen im Bereich der Parkpldtze und versiegelten Fldchen und im Umfeld des Kemper Baches
vorgenommen, die auch gleichzeitig zur Biotopvernetzung beitragen.




Der Umfang der gesamten Kompensationsmaf3inahmen ist geeignet, die durch die Baumafnahme
hervorgerufenen Beeintridchtigungen von Natur und Landschaft auszugleichen. Es liegt ein funktio-
naler und naturraumbezogener Ausgleich des Eingriffes vor.

Verbesserung des Landschaftsbildes:
(s. Stellungnahme zu B 3)

Umsetzung der Renaturierung des Kemper Baches
(s. Stellungnahme zu B 3)

Lirmimmissionen:
(s. Stellungnahme zu B 3)
Zur Beurteilung der durch die Planung zu erwartenden Larmimmissionen wurde seitens der ADU
Cologne Institut fiir Immissionsschutz GmbH eine Schalltechnische Untersuchung durchgefiihrt. Es
wurden unterschiedliche Emittentenarten fiir den Ist- und den Planzustand untersucht und bewertet.
Stralenverkehrslarm:
Die Ergebnisse der schalltechnischen Untersuchung zeigen, dass auf der Miilheimer Strafle und
dem Kradepohlsmiihlenweg eine Zunahme der Stralenverkehrsemissionen von 0,3 - 0,8 dB in-
nerhalb des Tagzeitraumes nach Inbetriebnahme der Fachmirkte zu erwarten sind.
Aus larmtechnischer Sicht ist eine Erh6hung bis zu 3 dB bei gleich bleibender Dynamik der Ge-
rdusche als nicht wesentlich einzustufen.
Beziiglich des Freizeitlirms und des Nachbarschaftslarms bestehen keine Larmkonflikte.
Gewerbeldrm:
Die Ergebnisse fiir den Ist-Zustand zeigen, dass im Tagzeitraum mit keiner Uberschreitung der
Immissionsrichtwerte zu rechnen ist.
Im Nachtzeitraum hingegen wird im westlich angrenzenden Wohngebiet der Immissionsricht-
wert von 40 dB(A) fiir 'Allgemeine Wohngebiete' um 6 dB(A), im siidwestlich angrenzenden
Wohngebiet um 9 dB (A) iiberschritten.
Somit liegt eine Vorbelastung der angrenzenden Wohnbebauung durch Gerduschimmissionen
vorhandener Gewerbebetriebe, vor allem der Firma Wachendorff/ Wanderer vor.
Die Ergebnisse fiir den Planzustand zeigen, dass im Tagzeitraum durch die geplante gewerbliche
Nutzung des Plangebietes im westlich angrenzenden Wohngebiet mit einer Uberschreitung der
Immissionswerte der TA-Lirm zu rechnen ist. Diese ist in erster Linie auf den Anlieferverkehr
des angrenzenden Fachbetriebes zuriick zu fiihren.

Im Nachtzeitraum ist im Siid-Westen und im Westen mit einer Uberschreitung des Immissions-
richtwertes um max. 9 dB(A) zu rechnen. Die Uberschreitung ist auf die gewerbliche Vorbelastung
durch die Firma Wachendorff zuriickzufiihren.

Der Bebauungsplanentwurf Nr. 2442, Teil 1 - Kradepohlswiese -, 1. Anderung trifft Festsetzungen
der maximal auf die Umgebung des Plangebietes einwirkenden Schallimmissionen anhand immis-
sionswirksamer flaichenbezogener Schallleistungspegel (IFSP). Im Plangebiet sind somit Betriebe
und Anlagen unzuldssig, deren je qm Grundfldche abgestrahlte Schallleistung die festgesetzten im-
missionswirksamen flichenbezogenen Schallleistungspegel liberschreiten. Die Festsetzung der IFSP
bedeutet nicht den Ausschluss bestimmter Nutzungen und Betriebsarten, sondern nur die
Notwendigkeit einer Priifung, inwieweit die zukiinftige Nutzung mit der Festsetzung vereinbar ist.
Die innerhalb der festgesetzten Bereiche sich neu ansiedelnden Betriebe haben die jeweiligen Tm-
missionswirksamen flichenbezogenen Schallleistungspegel' einzuhalten. Dies kann geschehen
durch eine bestimmte Anordnung von Gebduden zur Abschirmung lirmsensibler Bereiche, durch
angepasste Aktivitdten auf den AuBBengelianden, durch zusatzliche Schallschutzmafinahmen wie z.B.
Larmschutzwénde oder -wélle oder auch durch die zeitliche Begrenzung von Betriebszeiten.

In der zurzeit vorhandenen Ortlichkeit liegt eine Vorbelastung durch die Lirmimmissionen der Fit-
ma Wachendorff /Wanderer vor.



Damit die Vorbelastung des Plangebietes und der angrenzenden Wohnbebauung durch Gerdusch-
immissionen nicht weiter zunimmt, legt der Bebauungsplan Nr. 2442, Teil 1 - Kradepohlswiese -, 1.
Anderung zum einen immissionswirksame flichenbezogene Schalleistungspegel fest. Die Einhal-
tung dieser Werte wird zusitzlich im stadtebaulichen Vertrag zum Bebauungsplan gesichert. Zum
anderen hat sich die Firma Wachendorff ebenfalls in einem stddtebaulichen Vertrag zum zurzeit
rechtskréftigen Bebauungsplan zur Einhaltung von Beurteilungspegeln (Emissionskontingent) nach
TA -Larm verpflichtete, um einer Zunahme der Vorbelastung entgegenzuwirken. Somit ist gesi-
chert, dass die Vorbelastungen nicht erhoht und somit Nutzungskonflikte verschérft werden (Ver-
schlechterungsgebot).

Ferner wird durch die Umwandlung der Gewerbefliche in eine Griinfliche ein zusétzlicher Abstand
zu den Emittenten hergestellt, was ebenfalls Auswirkungen auf die zurzeit nach dem rechtskréiftigen
Bebauungsplan mdgliche Ausweitung des Larmkonfliktes hat.

Die faktische Vorbelastung fiir die vorhandene Wohnbebauung und gemél § 34 BauGB ggf. mogli-
che Wohnnutzung auf den zurzeit unbebauten Freiflichen ist somit gemdf dem 'Gebot der gegen-
seitigen Riicksichtnahme' zumutbar.

Im Hinblick auf die faktische Vorbelastung des Plangebietes durch Verkehrslarm und durch ge-
werbliche Gerdusche sowie durch die im Bebauungsplan / stadtebaulichen Vertrag geregelten
schallschutztechnischen Maflnahmen mogliche Schutz der Wohn-, Aufenthalts- und Arbeitsrdume,
sind die beabsichtigten Nutzungen bzw. Gebietsausweisung im Geltungsbereich des Bebauungspla-
nes vertretbar.

Stellpléitze:
(s. Stellungnahme zu B 2)

Im Hinblick auf den durch die zukiinftigen Nutzungen zu erwartenden Stellplatzbedarf ist es ein
stadtebauliches Ziel, den ruhenden Verkehr auf den Baugrundstiicken selbst unterzubringen und die
angrenzenden Stralen vom ruhenden Verkehr zu entlasten. Daher sind Stellplédtze des Sondergebie-
tes nur innerhalb der Flichen fiir Nebenanlagen, Stellpldtze, Garagen und Gemeinschaftsanlagen
zuldssig. Zum Schutz von Grund und Boden, wie auch zur Wohnumfeldverbesserung sind innerhalb
des Sondergebietes auch Tiefgaragen allgemein zuléssig.

Demzufolge sollte an dieser Festsetzung weiter festgehalten werden.

T 1 Stadtverkehrsgesellschaft Bergisch Gladbach mbH. mit Schreiben vom 14.11.01

Kurzfassung
Integration einer Haltestelle fiir den OPNV im Bereich des geplanten Kreisverkehrs

Stellungnahme der Biirgermeisterin:

Die Anordnung einer Haltestelle unmittelbar im Kreisverkehr ist nicht mdglich, da dies zu Riick-
stauerscheinungen innerhalb des Kreises kommen wiirde. Wobei gegeniiber einer Anordnung vor
bzw. hinter dem Kreisverkehr keine negativen Auswirkungen auf den Verkehrsfluss zu erwarten
sind, da ausreichende Flache vorhanden ist.

Eine Flachensicherung im Bebauungsplan ist fiir eine Haltestelle daher nicht erforderlich.

Die vorgebrachte Anregung ist nicht Gegenstand des Bebauungsplanverfahrens; sie wurde an die
zustdndige Fachaufgabe weitergeleitet.



T 2 Rheinisch-Bergischer Kreis, Der Landrat, mit Schreiben vom 26.11.01

Kurzfassung:
Untere Landschaftsbehorde:

Die Flichennutzungsplandnderung wird begriifit

Verzicht auf die Einbeziehung der im rechtskriftigen Bebauungsplan festgesetzten 'privaten
Griinflachen / Flachen mit Bindungen fiir Bepflanzungen und fiir die Erhaltung von Bédumen,
Strauchern und sonstigen Bepflanzungen' - 'Flache A'

Reduzierung von Verdnderungen der Gelandegestalt, insbesondere Aufschiittungen
Einbindung von entstehenden Boschungen und technischen Bebauungen durch Griinstreifen in
das Ortsbild bzw. Uberwindung von Héhenunterschieden durch gehdlzbestandene Béschungen
statt technischer Bauwerke

aus Sicht des Artenschutzes:

Rodungen sollten nicht in der Zeit vom 01. Mérz bis 30. September erfolgen

aus Sicht der Verkehrssicherung und -lenkung nach Abstimmung mit der Kreispolizeibehorde:
Bereich Miihlheimer Strafle:

Schaffung von zusétzlichen Aufstellflichen auf der Miihlheimer Straf3e fiir die Linksabbieger
und zusétzliche Sicherungsmafinahmen (z.B. Lichtsignalanlage)

Bauliche Trennung des Ein- und Ausfahrtsbereiches fiir den Parkplatz an der Miilheimer Straf3e
(Insel / Griinfldche).

Im Ausfahrtsbereich sollte, wenn keine LSA aufgestellt wird, nur eine Spur vorhanden sein, zur
Gewdihrleistung, dass sich die Ausfahrenden nicht gegenseitig die Sicht auf den Verkehr / Rad-
fahrer auf der Miithlheimer Strafle erschweren.

Verzicht auf die Stellplidtze unmittelbar vor der Einfahrt, da hier ein Gefahrenpunkt zwischen
den Ein- und Ausfahrenden entsteht und durch Rangierverkehr zu Riickstauerscheinungen auf
den vorhandenen Rad-/Gehweg der Miilheimer Strafle kommen kann.

Bereich Kradepohlsmiihlenweg:
Verlagerung der Stellplédtze an der Stirnseite des im Siiden des Plangebietes gelegenen Gebdudes
zur Ermdglichung einergeradlinigen Durchfahrt. Bei Nutzung dieser Stellpldtze kann es zu Behin-
derungen zwischen rangierenden Fahrzeugen und dem 'Durchgangsverkehr' kommen.

Stellungnahme von Seiten der Polizei:

Steigende Tendenz einer Unfallhdufung auf der Miilheimer Straf3e
Gewihrleistung eines Begegnungsverkehres fiir LKW/PKW
Beriicksichtigung einer ausreichend grof3en Rangierflache fiir den Anlieferverkehr

Stellungnahme der Biirgermeisterin:

Bedenken gegen die Inanspruchnahme des im bestehenden Plan als private Griinfliche/ Fliche mit
Bindungen fiir Bepflanzungen und fiir die Erhaltung von Biumen, Strduchern und sonstigen Be-
pflanzungen 'A'

Die Anregungen wurden bereits im Rahmen der friihzeitigen Biirgerbeteiligung vorgebracht. Ent-
sprechend dem Diskussionsergebnis (Ergebnis der Biirgerbeteiligung - Planungsausschuss am



10.06.99) wurde die Verwaltung beauftragt, das Verfahren zur Aufstellung des Bebauungsplanes
auf der Grundlage des Vorentwurfes (Festsetzung eines Sondergebietes und somit eine Inanspruch-
nahme der im zurzeit rechtskréftigen Bebauungsplan als private Griinflache / Flache mit Bindungen
fiir Bepflanzungen und fiir die Erhaltung von Baumen, Strduchern und sonstigen Bepflanzungen
'A") und unter Beriicksichtigung des Beratungsergebnisses fortzusetzen.

Aufgrund des §la Abs. 2 BauGB besteht fiir die Kommunen die Pflicht zur Beriicksichtigung der
naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung im Rahmen der Bauleitplanung.

Die seitens des Biiros NARDUS erstellte Umweltvertraglichkeitsuntersuchung stellt die Auswir-
kungen der Planung auf den Umwelt - Ist - Zustand dar. Mit der Bebauung im Rahmen der 1. Ande-
rung des Bebauungsplanes Nr. 2442, Teil 1 - Kradepohlswiese - sind Beeintrachtigungen von Natur
und Landschaft verbunden.

Dieser Eingriff wird durch Vermeidungs- und AusgleichsmaBBnahmen kompensiert. Eine wesentli-
che VermeidungsmafBinahme ist der Verzicht auf die Ausweisung eines Gewerbegebietes im siidli-
chen Teil des Plangebietes, aulerdem werden kleinflichige EntsiegelungsmalBBnahmen durchgefiihrt.
Zusitzlich werden umfangreiche Anpflanzungen im Bereich der Parkplitze und versiegelten Fla-
chen sowie im Umfeld des Kemper Baches vorgenommen, die auch gleichzeitig zur Biotopvernet-
zung beitragen.

Der Umfang der gesamten KompensationsmaBnahmen ist laut Gutachten geeignet, die durch die
BaumaBnahme hervorgerufenen Beeintrdchtigungen von Natur und Landschaft auszugleichen. Es
liegt ein funktionaler und naturraumbezogener Ausgleich des Eingriffes vor.

Gemil § 8 Abs. 2 BauGB (Zweck des Bebauungsplanes) sind Bebauungspline aus dem Fliachen-
nutzungsplan (vorbereitender Bauleitplan) zu entwickeln (Entwicklungsgebot).

Der wirksame Flachennutzungsplan der Stadt Bergisch Gladbach stellt fiir das Plangebiet 'Sonder-
bauflache' und 'gewerbliche Baufldche' dar.

Zur Stiarkung einer stadtteilbezogenen Nahversorgungsfunktion und zugunsten einer 6kologisch
wiinschenswerten Biotopvernetzung wird im Bebauungsplan auf die Ausweisung der Gewerbefla-
che im Siiden des Plangebietes verzichtet. Der Bebauungsplan setzt neben dem 'Sondergebiet'
'Griinflachen' - u.a. zur planungsrechtlichen Sicherung der Biotopvernetzung - fest. Dem 6kologi-
schen Belang der Griinraumvernetzung wird somit zu Lasten 'gewerblicher Bauflichen' (FNP)
Rechnung getragen. Der wirksame Fldchennutzungsplan wird in Anlehnung an die Zweckbestim-
mung des Sondergebietes / Biotopvernetzung des in Aufstellung befindlichen Bebauungsplanes im
Parallelverfahren gemif § 8 Abs. 3 BauGB geédndert.

Reduzierung von Verdnderungen der Gelidndegestalt, insbesondere Aufschiittungen / Einbindung
von entstehenden Boschungen und technischen Bebauungen durch Griinstreifen in das Ortsbild
bzw. Uberwindung von Hohenunterschieden durch gehdlzbestandene Boschungen statt technischer
Bauwerke

Verianderungen der Geldndegestalt stehen stddtebauliche Griinde nicht entgegen. Der Bebauungs-
plan sieht fiir zurzeit vorhandenen Boschungen grofBtenteils 'Flichen zum Anpflanzen von Bdumen,
Strduchern und sonstigen Bepflanzungen' vor. Dariiber hinaus tragen die festgesetzten 'Hecken-
pflanzungen' dazu bei, das Erscheinungsbild innerhalb des Plangebietes - vor allem im Bereich der
Stellplatzanlagen - aufzuwerten und die Wohn- und Arbeitsqualitdt zu erhdhen.

Entsprechend der Empfehlungen der durchgefiihrten Umweltvertraglichkeitsuntersuchung setzt der
Bebauungsplan neben Begriinungsmafinahmen fiir nicht {iberbaubare Grundstiicksfldchen auch Be-
griinungsmafBnahmen an Gebduden und baulichen Anlagen (Fassadenbegriinung, Begriinung der
Stellplatzflachen) fest, mit dem Ziel, das Erscheinungsbild des Sondergebietes zu verbessern, ein
attraktives Wohn- und Arbeitsumfeld zu gewdhrleisten und das Ortsbild insgesamt aufzuwerten.

Rodungen sollten nicht in der Zeit vom 01. Méirz bis 30. September erfolgen




Die vorgebrachte Anregung ist nicht Gegenstand des Bebauungsplanverfahrens. Die Anregung wurde
an die zustidndige Fachaufgabe weitergeleitet.

Verkehrsproblematik:

Die Erschliefung bzw. Anbindung des Plangebietes und der ausgewiesenen 'Flichen fiir Nebenanla-
gen, Stellplédtze, Garagen und Gemeinschaftsanlagen' gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB erfolgt iiber die
vorhandenen Verkehrsstralen Kradepohlsmiihlenweg und Miilheimer Strafe.

Zur Beurteilung der verkehrlichen Auswirkungen der zukiinftigen Nutzungen ist eine Verkehrsunter-
suchung erstellt worden, die Aussagen zur Leistungsfahigkeit an den relevanten Knotenpunkten im
umgebenden Straflennetz treffen sollte und ggf. Empfehlungen fiir die kiinftigen Bau- und Betriebs-
form des zu beurteilenden Knotenpunktes Stra3e geben soll.

Fiir die geplanten neuen Nutzungen wurden objektbezogene Zusatzverkehre ermittelt und mit den
heutigen Vorbelastungen zu mafigebenden Prognose-Verkehrsbelastungen iiberlagert. Diese bilden
die Grundlage zur Bewertung der Leistungsfahigkeit des Knotenpunktes Miilheimer Strale / Franz
Hitze Stral3e.

Aus gutachterlicher Sicht bestehen keine Bedenken gegen die Realisierung der geplanten Einzel-
handelsnutzungen im Bereich der Miilheimer Stralle und der Franz Hitze Strafe.

Fiir den erforderlichen Umbau des Knotenpunktes kommen unterschiedliche Bau-/ Betriebsformen
in Betracht, mit denen die prognostizierten Kfz-Verkehre leistungsfiahig bewéltigt werden konnen.
Unterschiede ergeben sich in der zu erwartenden Verkehrsqualitit der untersuchten Bau-/ Betriebs-
formen. In der Gesamtbetrachtung zeigen sich folgende Qualitatsunterschiede:

Signalisierung befriedigende Verkehrsqualitit
Vorfahrtsregelung gute Verkehrsqualitét
Kreisverkehr sehr gute Verkehrsqualitét

Ein Kreisverkehr ldsst daher im Vergleich zu den {ibrigen untersuchten Bau- und Betriebsformen
die giinstigsten Bedingungen in der Abwicklung der Fahrbeziehungen erwarten und wird daher
auch in den Bebauungsplanentwurf mit aufgenommen.

Im Hinblick auf die geplanten Nutzungen des Sondergebietes weist der Bebauungsplan Flichen fiir
Nebenanlagen, Stellpldtze, Garagen und Gemeinschaftsanlagen aus. Stiddtebauliche Zielsetzung des
Bebauungsplanes ist es u.a. die Lage und GroBenordnung der fiir die geplanten, zuldssigen Nutzun-
gen (1 Lebensmittelmarkt, 2 Fachmairkte) erforderlichen Stellplatzanlagen vorzugeben.

Die vorgebrachten Bedenken betreffen nur indirekt die Ausweisung bzw. den Regelungsgehalt des
Bebauungsplanes, da sie sich auf die bauordnungsrechtlichen Bestimmungen der Bauordnung NW
fiir Baugenehmigungsverfahren beziehen.

Stadtebauliche Zielsetzung des Bebauungsplanes ist u.a. die Lage und Groflenordung der fiir die
geplanten, zuldssigen Nutzungen erforderlichen Stellplatzanlagen vorzugeben.

T 3 Bezirksregierung Koln, Kampfmittelraumdienst, mit Schreiben vom 15.11.01

Kurzfassung:
In unmittelbaren Baubereich gibt es keine Hinweise auf das Vorhandensein von Kampfmitteln

Keine Bedenken gegen die Durchfiihrung der in Rede stehenden MaB3nahme

Bei Kampfmittelfunden wihrend Erd- / Bauarbeiten sind die Arbeiten aus Sicherheitsgriinden
sofort einzustellen und die nédchstgelegene Polizeidienststelle oder der Kampfmittelraumdienst
zu verstindigen

Werden Erdarbeiten mit erheblicher mechanischer Belastung durchgefiihrt, wird eine Tiefen-
sondierung empfohlen.



Stellungnahme der Biirgermeisterin:

Die vorgebrachten Anregungen sind nicht Gegenstand des Bebauungsplanverfahrens. Die Anregung
wurde an die zustindige Fachaufgabe weitergeleitet.

T 4 Industrie- und Handelskammer zu Koln, mit Schreiben vom 30.11.01

Kurzfassung:
Einschrankung der zentrenrelevanten Sortimente:

Beschriankung des Randsortimentes mit zentrenrelevanten Sortimenten fiir den Lebensmit-
telmarkt auf max. 200 qm Verkaufsfliache

Die Fachmirkte diirfen zu ihrem Kernsortiment zentrenrelevante Sortimente auf max. 600
qm Verkaufsflache anbieten, die dem Kernsortiment aber deutlich untergeordnet sein sollen

Zusitzliche Nutzungskonflikte durch neue Belastungen sind auch beim Gebot der gegenseitigen
Riicksichtnahme nicht auszuschlielen

Die Kreisverkehrlosung wird als sinnvoll erachtet
Keine Bedenken zu der Anderung des Bebauungsplanes

Stellungnahme der Biirgermeisterin:

Die Festsetzungen des Bebauungsplanes entsprechen den genannten Anregungen der Industrie- und
Handelskammer.

T 5 BELKAW GmbH. mit Schreiben vom 30.11.01

Kurzfassung:
Grundbuchliche Sicherung fiir die Verlegung, den Betrieb und die Unterhaltung von Versor-
gungsanlagen

Erforderlichkeit der Umlegung von Kabel- bzw. Rohanlagen der BELKAW

Stellungnahme der Biirgermeisterin:

Zur Stromversorgung der geplanten Bebauung ist die Verlagerung der zurzeit im Bestandsgebdude
der Firma OBI vorhandenen Transformatorenanlage erforderlich. Der Standort fiir diese Anlage
wird {iber die Festsetzung einer Versorgungsfldche mit Zweckbestimmung ‘Elektrizitdt’ gesichert.

Zur Ausiibung von Geh-, Fahr- und Leitungsrechten setzt der Bebauungsplan in Lage, Art und
Ausmal} genau bestimmte Flachen gemil3 § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB fest.

Durch ein Leitungsrecht (Ir 1) zwischen der Miilheimer Strae und der Stellplatzanlage der Einzel-
handelseinrichtungen wird die Versorgungstrasse fiir die geplante Transformatorenanlage von ande-
ren Nutzungen freigehalten.

Durch die Festsetzung nach § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB werden die planungsrechtlichen Vorausset-
zungen fiir eine Inanspruchnahme der Fldchen geschaffen. Die Festsetzung verhindert jedoch eine



Nutzung, die der Festsetzung als Geh-, Fahr- und Leitungsrecht widerspricht. Das eigentliche Nut-
zungsrecht wir durch Baulast oder Grunddienstbarkeit gesichert werden.

Die schriftlich eingegangen Anregungen sind den Fraktionen als Kopien zugegangen.

Zulb:

Im Rahmen der 6ffentlichen Auslegung des Bebauungsplanes Nr. 2442, Teil 1 - Kradepohlswiese -,
1. Anderung ist von der PRB Grundstiicks GmbH & Immobilien KG nach Ablauf der Ausle-
gungsfrist am 17.01.2002 die Anregung eingegangen, die Kreisverkehranlage an der Miilheimer
Strafle in Richtung Westen zu verschieben, um den Erhalt eines Stellplatzes zu gewéhrleisten.

Die Verwaltung schligt vor, die verspitet eingegangene Anregung der PRB Grundstiicks GmbH &
Immobilien KG zuzulassen und im Abwiagungsprozess zu berlicksichtigen.

PRB Grundstiicks GmbH & Immobilien KG, Hauptstrafie 186, 51465 Bergisch Gladbach mit
Schreiben vom 14.01.02

- Anregung zur Verlagerung der Kreisverkehrsanlage an der Miilheimer Strafle in Richtung
Westen

Stellungnahme der Biirgermeisterin:

Zum Zeitpunkt der Baugenehmigung des Getrdnkemarktes und der dazugehorigen Stellplatzanlage
war dem Investor bereits bekannt, dass in Verbindung mir dem Bebauungsplanverfahren Nr. 2442,
Teil 1 - Kradepohlswiese -, 1. Anderung im Einmiindungsbereich der Franz-Hitze StraBe / Miilheimer
Strafle eine Kreisverkehrsanlage vorgesehen wird. Somit kam es zu einer Reduzierung der ohnehin
tiber die notwendige Stellplatzzahl hinaus gehende Anzahl von Parkplétzen.

Die Priifung der jetzigen Stellplatzanlage beziiglich der Kreisverkehrplanung kam zu dem Ergebnis,
dass eine weitere Reduzierung der Stellpldtze nicht notwendig wird. Es miisste lediglich eine Stiitz-
mauer entlang Stellplatzanlage errichtet werden.

Demzufolge sollte an der Lage der Kreisverkehrsanlage weiter festgehalten werden.

Zu II:

Zur Beurteilung der durch die Planung zu erwartenden Larmimmissionen wurde seitens der ADU
Cologne Institut fiir Immissionsschutz GmbH eine Schalltechnische Untersuchung durchgefiihrt.

Auf Grund vorhandener Verkehrsgerdusche der Miilheimer Strale, der damit bedingten Vorbelas-
tung des Plangebietes und der zu erwartenden Uberschreitung der DIN 18005 sind zur Gewéhrleis-
tung gesunder Wohn- und Arbeitsverhéltnisse Schallschutzmaf3nahmen innerhalb des 'Sondergebie-
tes' erforderlich.

Aktive SchallschutzmaBBnahmen entlang der Miilheimer Strafle sind auf Grund der innerdrtlichen
Gegebenheiten und aus gestalterischen Griinden nicht gewiinscht.

Fiir das 'Sondergebiet' sind die Larmpegelbereiche fiir einen konkreten Fall berechnet worden.
Somit setzt der Bebauungsplan fiir das Gebdude bzw. fiir die zur Miilheimer Strafle ausgerichtete
Gebdudeseite und zum Teil der 6stlichen Seite den gutachterlich ermittelten Larmpegelbereich 111
fest. Fiir diesen gilt, dass die Anforderungen der DIN 4109 an die Luftschallddmmung von Auf3en-
bauteilen eingehalten werden miissen



Der Entwurf zum Bebauungsplan Nr. 2442, Teil 1 - Kradepohlswiese -, 1. Anderung wurde nach
der offentlichen Auslegung um die Festsetzung eines Larmpegelbereiches III erginzt.

Hierzu wurden Ergénzungen im Plan, im Text und in der Begriindung (Nr. 5.2. Lirmimmissionen)
erforderlich.

Werden durch Anderungen oder Erginzungen eines Bebauungsplanentwurfes die Grundziige der
Planung nicht beriihrt, kann ein vereinfachtes Anderungsverfahren durchgefiihrt werden.

Hierbei werden den von den Anderungen /Ergiinzungen betroffene Biirger gem. § 13 Nr. 2 und den
Tragern 6ffentlicher Belange gem. § 13 Nr. 3 BauGB Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben.

Die von der Anderung Betroffenen wurden bereits angeschrieben und in einer angemessenen Frist
um Stellungnahme gebeten.

Es bestehen seitens der Betroffenen keine Einwéinde gegen die beabsichtigte Erginzung des Be-
bauungsplan Nr. 2442, Teil 1 - Kradepohlswiese -, 1. Anderung .

Die Durchfiihrung des vereinfachten Verdanderungsverfahren gem. § 3 Abs. 3 i.V.m. § 13 BauGB
erfordert eine formelle Beschlussfassung. Da die, nach der 6ffentlichen Auslegung erfolgte Ergén-
zung klar von den Inhalten des Bebauungsplanes Nr. 2442, Teil 1 - Kradepohlswiese -, 1. Anderung
zu trennen ist, wurden Anregungen nur zu diesen zugelassen.

Die Erginzung nach der offentlichen Auslegung wurde im Plan und im Textauszug gekenn-
zeichnet (s. Anlagen)

Zu I1I:

Erginzend zu den Festsetzungen des Bebauungsplanes wird zur Realisierung der stiddtebaulichen
Zielsetzungen die Vorbereitung und Durchfiihrung stddtebaulicher Malnahmen gem. § 11 Abs. 1
Nr. 2 BauGB mit den Bauherren vertraglich geregelt.

Die wesentlichen Regelungsinhalte sind:

Regelung der Umsetzung der naturschutzrechtlichen Kompensationsmaflnahmen nach Beendi-
gung der BaumaBnahmen zum fachtechnisch néchstmdglichen Termin sowie Regelung der
Entwicklungsmafinahmen
Anlage eines bachbegleitenden Geholzstreifens im Umfeld des Kemper Baches
Anlage einer Ballspielwiese
Pflanzung von heckenartigen Geholzstreifen
Sicherung dieser Verpflichtungen durch eine Bankbiirgschaft
Kostenfreie Ubertragung der Ausgleichsfliichen K1 und K2 an die Stadt
Dingliche Sicherung, das Niederschlagswasser von Dachfldchen nur in die vorhandene Teichan-
lage bzw. in ein offenes Gewdsser abzuleiten
Herstellung der geplanten ErschlieBungsanlage (Kreisverkehrsanlage / Kanal) entsprechend der
seitens der Stadt genehmigten Ausbauplanung in einer festgesetzten Frist sowie Kosteniiber-
nahme der Firma LIDL.
Kostenfreie Ubertragung der ErschlieBungsflichen bzw. -anlage an die Stadt nach Abnahme
Sicherung der Erfiillung der Vertragspflichten / Haftungsausschluss zugunsten der Gemeinde /
Weitergabe der vertraglichen Regelungen an evt. Rechtsnachfolger

Der bereits bestehende stadtebauliche Vertrag zum Bebauungsplan Nr. 2442, Teil 1 - Kradepohls-
wiese - wird parallel im Hinblick auf die Festsetzungen zum Bebauungsplan Nr. 2442, Teil 1 - Kra-
depohlswiese -, 1. Anderung geéndert.



Der Abschluss des stiddtebaulichen Vertrages, der Bestandteil des Bebauungsplanes wird, ist Vor-
aussetzung fiir das Inkrafttreten des Bebauungsplanes.

Der stadtebauliche Vertrag wird dem Rat in seiner Sitzung am 21.03.02 zum Satzungsbe-
schluss vorgelegt.

Nach Abwigung der eingegangenen Anregungen empfiehlt die Verwaltung den Bebauungs-
plan Nr. 2442, Teil 1 - Kradepohlswiese -, 1. Anderung als Satzung zu beschliefen.

Anlagen
Ubersichtsplan Bebauungsplan Nr. 2442, Teil 1 - Kradepohlswiese -, 1. Anderung, einschl. Er-
ginzung
Erginzung der Textlichen Festsetzungen
Textliche Festssetzungen
Begriindung gem. § 9 Abs. 8 BauGB



Verfahrensdaten zum Bebauungsplan

NR. 2442, Teil 1 - Kradepohlswiese -, 1. Anderung

Aufstellung
Beschluss

Biirgerbeteiligung
Beschluss
Aushang

Biirgerversammlung
Ergebnis im Planungsausschuss

Offentliche Auslegung
Beschluss
Auslegungszeit

Satzung
Beschluss PlanA
Beschluss Rat

18.09.01

25.05.00
26.10.00 - 24.11.00

07.11.00
13.02.01

18.09.01
05.11.01 - 06.12.01

31.01.02
21.03.02



1.

1.1

1.2

Textliche Festsetzungen

Bebauungsplan Nr. 2442, Teil 1 - Kradepohlswiese -, 1. Anderung

Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

SO -'Sondergebiet'
In dem Sondergebiet mit der Zweckbestimmung 'grofflachiger Einzelhandel' sind
zwei Fachmirkte sowie ein Lebensmittelmarkt bis maximal 700 gqm Verkaufsflache
zuléssig.

Gesamtverkaufsfliche
Die hochst zulissige Verkaufsfliche als Gesamtverkaufsfliche des Sondergebietes darf
3700 qm nicht iiberschreiten.

Die Verkaufsfliche fiir einen Lebensmittelmarkt darf 700 gm nicht iiberschreiten.

1.3 Sortimentsabgrenzung:

Fachmirkte:
Es sind nur Fachmiirkte mit nicht-zentrenrelevanten Kernsortimenten zulissig,

zentrenrelevante Sortimentsgruppen:

1. Textilien, Bekleidung, Pelzwaren, Schuhe, Leder- und Galanteriewaren (WB 19 - 36)
Ohne Bodenfliesen und Bodenbelag als Bahnware (WB 212, 214, 218)

2. Rundfunk, Fernsehen und phonotechnische Gerite (WB 37)

3. Elektronische Gerite fiir den Haushalt (WB 391, 392) einschl. Wohnraumleuchten
(WB 3930, 3932, 3937)

4. Feinmechanische und optische Erzeugnisse, Uhren, Schmuck, Spielwaren, Musikin-

strumente (WB 40 - 47)

Antiquitiaten (WB 50)

Kinderwagen (WB 519)

7. Papier, Papierwaren, Schreib- und Zeichenmaterial, Druckereierzeugnisse, Biiroor-

ganisationsmittel (WB 52 - 57)

Camping- und Sportartikel, Handelswaffen, Bastelsitze (WB 652, 653, 655 - 659)

Heiz- und Kochgeriite, Kiihl- und Gefriermobel, Wasch- und Geschirrspiilmaschinen

fiir den Haushalt (WB 67)

10. Arzneimittel und sonstige pharmazeutische Erzeugnisse (WB 87)

11. Gebrauchtwaren dieser Liste

12. Nahrungsmittel, Getrinke, Tabakwaren (WB 00 - 13)

13. Wasch- und Putzmittel, Hygieneartikel, Korperpflegemittel (WB 15 - 18)

14. Tafel-, Kiichen- u.i. Haushaltsgerite (WB 66)

15. Abgepasste Teppiche und Laufer (WB 210)

16. Mopeds, Mofas, Fahrrider (WB 7803 - 7809)

A

o ®

Neben den Kernsortimenten diirfen auf max. 600 qm Verkaufsfliche zentrenrelevante
Sortimente angeboten werden, jedoch ist die Verkaufsfliche pro Hauptbereich auf 200
qm beschrinkt.

Es sind Ausnahmen von der Verkaufsflichenbeschrinkung pro Hauptbereich bis max.
450 qm Verkaufsfliiche zulissig.

Die Ausnahmen gelten fiir die Warenklassen / -arten:

- WB 202: Gardinen, Vorhinge, Wandbehiinge u.i. -bespannungen aus Kunststoff,



1.4

Wachstuch u.i. Material
- WB 209: Undichte Vorhangstoffe und Gardinen
- WB 6987: Sonnenschutz- und Verdunkelungsanlagen

Lebensmittelmarkt:
Neben den Kernsortimenten diirfen auf max. 200 qm Verkaufsfliche zentrenrelevante
Sortimente angeboten werden.

Larmschutz:

Im Sondergebiet des Bebauungsplanes sind nur Betriebe und Anlagen zuldssig, deren je qm
Grundflache abgestrahlte Schallleistung die immissionswirksamen flichenbezogenen
Schallleistungspegel (IFSP) nicht tiberschreiten.

Sondergebiet IFSP in dB(A) [FSP in dB(A)
tagsiiber (6 - 22 Uhr) nachts (22 - 6 Uhr)
Flache 1 54 35
Flache 2 54 35
Flache 3 57 38

Ein Austausch der Schallleistungskontingente der einzelnen Flachen untereinander ist zulds-
sig, wenn dadurch die insgesamt resultierenden Immissionsanteile an den betrachteten Im-
missionsorten nicht relevant verdndert werden. Die Unbedenklichkeit ist jeweils durch Ein-
zelnachweis eines Sachverstindigen zu belegen.

Zum Nachweis zur Einhaltung der Festsetzungen sind im jeweiligen Baugenehmigungs-
verfahren oder immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren in Bezug auf die
schutzwiirdige Bebauung Lirmimmissionsprognosen, wie folgt durchzufiihren:

a) Ermittlung der maximal zuléissigen Beurteilungspegelanteile

Ableitung der maximal zulissigen Beurteilungspegelanteile der Fliche aus den festgesetz-
ten immissionswirksamen fliichenbezogenen Schallleistungspegeln (IFSP) mit Hilfe einer
Ausbreitungsberechnung nach DIN/ISO 9613 - 2 (1999). Meteorologische Korrektur
Cmet = 0 dB, Faktor fiir die Bodendimpfung G = 0,0. Beriicksichtigung der plangegebe-
nen Topographie gemall Deutscher Grundkarte DG 5000. sonstige Abschirmung / Refle-
xion durch andere Objekte und Hindernisse auf dem Ausbreitungsweg wird nicht be-
riicksichtigt. Die Emissionshohe betragt 5,0 m iiber Gelindeniveau.

b) Betriebsbezogene Lirmimmissionsprognose:
Die Prognose ist auf der Grundlage der TA Lirm in Verbindung mit der DIN /ISO 9613 -
2 und der VDI 2571 durchzufiihren, mit dem Ziel die unter a) ermittelten maximal zulas-
sigen Beurteilungspegel anteile einzuhalten bzw. unterschreiten:
Begrenzung der abstrahlenden Schalleistung fiir Kiihl- bzw. Liiftungsanlagen:
Die direkt nach aufien abstrahlende Schalleistung der zu installierenden Kiihl- bzw. Liif-
tungsanlagen wird auf jeweils

LWA tags = 85 dB(A) tags bzw.

LWA tags =75 dB(A) nachts
begrenzt.

Die immissionswirksame Schalleistung darf insgesamt fiir simtliche Aggregate die o.g.
Werte nicht iiberschreiten.




2.1

2.2

3.

Maf} der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Garagengeschosse sowie Garagen und Stellpliitze in Vollgeschossen sind bei der Er-

mittlung der Geschossfliche nicht zu beriicksichtigen (§ 21 a Abs. 4 BauNVO).

Im Sondergebiet (SO) sind Ausnahmen von den Hohenbeschrinkungen um max. 2,00 m
zuliissig. Die Ausnahmen gelten fiir Blendfassaden, Eingangsbereiche und Werbeanlagen
sowie untergeordnete technisch erforderliche Dachaufbauten (z.B. Liiftungsschichte
etc.), deren Errichtung auf dem Gebédude innerhalb der festgesetzten Hohe nicht moglich
ist. Die jeweiligen Ausnahmen der untergeordnete technisch erforderliche Dachaufbauten

sind auf die technisch notwendige Hohe zu beschrinken (§ 16 Abs. 6 BauNVO)

Fliachen fiir Stellplitze und Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und Nr. 22 BauGB)

3.1Im Sondergebiet sind Tiefgaragen allgemein zuldssig.

3.2

Je 6 Stellplétze ist ein standortheimischer Laubbaum der beigefiigten Pflanzliste B (Stamm-
umfang in 1m Hohe, mind. 20 cm) zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten.

Pflanzliste B:

Winterlinde (Tilia cordata)
Bergahorn (Acer psudoplatanus)
Hainbuche (Carpinus betulus)
Spitzahorn (Acer platanoides)
Esche (Fraxinus exelsior)
Eberesche (Sorbus aucuparia)
Baumbhasel (Corylus colurna)

Lirmschutz ( § 9 Abs. 1 Nr. 24)

Liarmpegelbereiche

Die zukiinftigen Gebdudefassaden innerhalb des ausgewiesenen Sondergebietes, die gemal
§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB im Plan gekennzeichnet sind, liegen im Larmpegelbereich III.

Fiir AuBlenbauteile von Gebduden, innerhalb des vorstehend benannten Larmpegelbereich
III, sind zum Schutz gegen AuBlenlirm entsprechend des Abschnittes 5 der DIN 4109
(Schallschutz im Hochbau) die in der nachfolgenden Tabelle aufgefiihrten Anforderungen an
die Luftschallddmmung einzuhalten.

Larmpegelbereich | Malgeblicher Wohnungen / Aufent- | Biirordume
DIN 4109 AuBenldarmpegel | haltsrdume
dB (A) erforderliche R'w,res der| erforderliche

Aullenbauteile in dB R'w,res der Au-
Benbauteile in dB

I 61 bis 65 35 30

Ausnahmen von den Festsetzungen sind zuldssig, wenn durch einen anerkannten Sachver-
standigen nachgewiesen werden kann, dass geringere Maflnahmen ausreichen.



Hinweis:
Fiir Gebédude die innerhalb der lirmbelasteten Zone III befinden, wird die Anordnung be-
sonders ruhebediirftiger Riume innerhalb larmabgewandter Gebdudeteile empfohlen.

Anpflanzungen von Baumen, Striuchern und sonstigen Bepflanzungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB)

5.1 Innerhalb der im Plan mit K1 gekennzeichnete 'Flichen zum Anpflanzen von Bidumen, Strau-

chern und sonstigen Bepflanzungen' sind bodenstindige Laubgehdlze und Strauch- und
Geholzarten der Pflanzliste K1 zu pflanzen.

Das Breite und dichte Feldgeholz wird als mehrschichtiger Geholzstreifen aufgebaut. An
dem zum Gewdsser hin gelegenen Rand werden Solitdrbdume 1. und 2. GroBenordnung ge-
pflanzt. In einem Abstand von jeweils 10 m zwischen den einzelnen Bdumen werden insge-
samt 10 Solitdrbdume 1. und 2. GroBBenordnung eingebracht.

Pflanzliste K1:

Laubgeholze fiir die Pflanzung der Solitairbaume 1. und 2. Groenordnung:
Bergaorn (Acer pseudoplatanus)

Esche (Fraxinus excelsior)

Vogelkirsche (Prunus avium)

Traubeneiche (Quercus petraea)

Stieleiche (Quercus robur)

Eberesche (Sorbus aucuparia)

Winterlinde (Tilia cordata)

Sommerlinde (Tilia platyphyllos)

Bergulme (Ulmus glabra)

bodenstdndige Strauch- und Geholzarten fiir die heckenartige Bepflanzung:
Feldahorn (Acer campestre)

Hainbuche (Cornus sanguinea)

Haselnuss (Corylus avellana)

Zweigriffeliger WeiBdorn  (Crataegus laevigata)
Eingriffeliger Weilldorn (Crataegus monogyna)

Faulbaum (Frangula alnus)
Vogelkirsche (Prunus avium)
Schlehe (Prunus spinosa)
Hundsrose ( Rosa canina agg.)
Purpurweide (Salix purpurea)
Schwarzer Holunder (Sambucus nigra)
Eberesche (Sorbus aucuparia)

Gewohnlicher Schneeball  (Viburnum opulus)

Die Fliche ist entsprechend der Anlage zur Satzung zur Erhebung von Kostenerstattungsbei-
tragen (Grundsdtze fiir die Ausgestaltung von Ausgleichs- und ErsatzmaBBnahmen) zu be-
pflanzen und zu pflegen.

5.2 In der im Plan mit K2 gekennzeichnete 'Flichen zum Anpflanzen von Baumen, Strduchern und

sonstigen Bepflanzungen' ist ein Scherrasen anzulegen

5.3 Innerhalb der mit K3 gekennzeichneten 'Flichen zum Anpflanzen von Baumen, Strduchern und

sonstigen Bepflanzungen' sind heckenartige Geholze der Pflanzliste K3 zu bepflanzen.



Es wird ein mindestens zweireihiger, heckenartiger, breiter und dichter Gehdlzstreifen ange-
legt. Die Reihen werden gegeneinander versetzt gepflanzt.

Pflanzliste K3:

Feldahorn (Acer campestre)
Hainbuche (Cornus sanguinea)
Roter Hartriegel (Cornus sanguinea)
Haselnuss (Corylus avellana)

Zweigriffeliger WeiBdorn  (Crataegus laevigata)
Eingriffeliger Weilldorn (Crataegus monogyna)

Faulbaum (Frangula alnus)
Vogelkirsche (Prunus avium)
Schlehe (Prunus spinosa)
Hundsrose ( Rosa canina agg.)
Schwarzer Holunder (Sambucus nigra)

Traubenholunder (Sambucus racemosa)
Eberesche (Sorbus aucuparia)
Gewohnlicher Schneeball  (Viburnum opulus)

Die Fléche ist entsprechend der Anlage zur Satzung zur Erhebung von Kostenerstattungsbei-
trigen (Grundsitze fiir die Ausgestaltung von Ausgleichs- und ErsatzmaBnahmen) zu be-
pflanzen und zu pflegen.

5.4 Innerhalb der mit a gekennzeichneten 'Flichen zum Anpflanzen von Bidumen, Strauchern und
sonstigen Bepflanzungen' sind mit einer freiwachsenden, mit Laubbdumen durchsetzten He-
cke aus standortheimischen Geholzen der beigefiigten Pflanzliste A zu bepflanzen und dau-

erhaft zu erhalten.

Pflanzliste A:

Striaucher: Schneeball (Viburnum opulus)
Hartriegel (Cornus sanguinea)
Hasel (Corylus avellana)
Ohrweide (Salix aurita)
Holunder (Sambucus nigra)
Schlehe (Prunus spinosa)
Pfaffenhiitchen (Euonymus europaeus)

Béaume: Bergahorn (Acer pseudoplatanus)
Stieleiche (Querculus robur)
Esche Fraxinus excelsior)
Feldahorn (Acer campestre)
Wildapfel (Malus sylvestris)
Wildbirne (Pyrus pyraster)

5.5  Innerhalb der 'Flichen zum Anpflanzen von Bdumen, Strduchern und sonstigen Bepflanzun-
gen' sind Nebenanlagen gemdl § 14 Abs. 1 BauNVO nicht zuldssig.

5.6 Fassadenbegriinung

Mauern und fensterlose bzw. mit Fenstern wenig unterbrochene (zwischen den Fenstern
mind. 5 m Abstand) Aulenwandfldchen sind durch Rank-, Schling- oder Kletterpflanzen zu

begriinen.



6. Nachrichtliche Ubernahme von anderen gesetzlichen Vorschriften ( § 9 Abs. 6 BauGB)

6.1 Wasserschutzgebietsverordnung, Wassergewinnungsanlage Refrath vom 01.01.1988; beschlos-
sen aufgrund §19 Wasserhaushaltsgesetz (WHG).

Das Plangebiet liegt innerhalb der Wasserschutzzone I1I B
6.2 Baumschutzsatzung der Stadt Bergisch Gladbach in der zur Zeit geltenden Fassung; beschlossen
aufgrund § 45 Landschaftsgesetz Nordrhein-Westfalen (LG NW)
Hinweise

1. Versickerung von Niederschlagswasser

Das Plangebiet liegt innerhalb der Wasserschutzzone III B fiir das Wasserwerk Refrath

Das Regenwasser von den Dachflidchen ist iiber einen Regenwasserkanal in die vorhandene Teich-
anlage Ostlich des Plangebietes, und von dort aus in ein offenes Gewésser einzuleiten.

Die Parkplatzflachen sind iiber eine Abscheideanlage fiir Leichtfliissigkeiten an den Regenwasser-
kanal Miihlheimer Stra3e anzuschliefen.

Soweit diese befestigte Fliche 60% der Grundstiicksfliche iibersteigt, ist der Abfluss durch eine
Riickhaltung auf diesen Versiegelungsanteil zu drosseln.

2. Hohe baulicher Anlagen:

Die im Bebauungsplan fiir das sonstige Sondergebiet festgesetzten First und Traufhohen sowie
der Gebiudehohe fiir Flachdécher sind als Hochstwerte festgesetzt.

Die Hohenangaben beziehen sich auf Meter {iber Normalnull (m ii. NN)

3. Zeichnerische Darstellung

Sind in der zeichnerischen Darstellung des Bebauungsplanes mehrere unterschiedliche lineare Sig-
naturen der Planzeichenverordnung unmittelbar parallel nebeneinander ohne Vermassung eines
zwischenliegenden Abstandes gezeichnet, so fallen sie als Festsetzung in einer Linie zusammen.
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1. Planungsanlass und stidtebauliche Zielsetzung

Der Planungsausschuss hat in seiner Sitzung am 11.09.1997 die Verwaltung beauftragt, ein An-
derungsverfahren fiir den seit 18.10.1996 rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nr. 2442, Teil 1 -
Kradepohlswiese - durchzufiihren.

Anlass fiir das Anderungsverfahren ist ein Antrag der Firma OBI GmbH & Co.KG (OBI) mit dem
Inhalt, auf die im Bebauungsplan (OBI-Grundstiick) festgesetzte Griinfliche zu verzichten und
stattdessen eine Stellplatzfliche auszuweisen. Die ebenfalls im Eigentum der Firma OBI befindli-
che, als Gewerbegebiet (GE1 und GE2 teilweise) ausgewiesene Fliche, wird als Griin- bzw. Aus-
gleichsflache zur Verfligung gestellt.

Mit der Neueinrichtung eines OBI-Geschiftshauses im 'ehem. Kottgengeldnde' an der Jakobstraf3e
sowie mit der Aufgabe des OBI-Bau- und Heimwerkermarktes an dem Standort 'Miilheimer Straf3e'
im Geltungsbereich des rechtsverbindlichen Bebauungsplanes Nr. 2442, Teil 1 - Kradepohlswiese -
haben sich zwischenzeitlich die Voraussetzungen fiir die Anderung des Bebauungsplanes gedindert.
Die Firma OBI beabsichtigt das gesamte Grundstiick an die Firma LIDL GmbH & Co.KG (LIDL)
zu verdufern.

Die Firma LIDL beabsichtigt, das Bestandsgebdude des ehem. OBI-Marktes abzurei3en und inner-
halb des im Bebauungsplan ausgewiesenen "Sondergebietes fiir groBfldchigen Einzelhandel" neben
einem eigenen Firmengeschiftshaus (LIDL-Markt) mit 1.200 m? Grundflidche/ 700 m* Verkaufsfla-
che (VKF) zwei weitere Gebdude mit 2.700 m? Grundfldche/ 2.300 m? VKF und 500 m? Grundfli-
che/ 400 m? VKF fiir zusitzliche Einzelhandelseinrichtungen (Fachmaérkte) zu errichten.

In Anlehnung an die seinerzeit seitens der Firma OBI beantragte Anderung des Bebauungsplanes
sieht das Bebauungs- und Nutzungskonzept der Firma LIDL die Uberplanung/ Uberbauung der zur-
zeit festgesetzten Griinfliche sowie eine Umwandlung des ausgewiesenen Gewerbegebietes (GE 1,
GE 2 teilweise) in Griinfliche mit Integration einer Ballspielwiese vor.

Das Vorhaben entspricht der generellen Entwicklung im Bereich des groBflachigen Einzelhandels,
Fachmirkte mit Angeboten des mittel- bis langfristigen Bedarfes aus Griinden der Attraktivitéts-
steigerung durch Sortimente des tdglichen Bedarfes zu erginzen. Auf diese Weise bekommen
Fachmirkte schnell den Charakter kleiner Einkaufszentren, deren Magnetwirkung nicht zu unter-
schétzen ist. Dies gilt auch, wenn der einzelne Betrieb die Grenze zur Grofflachigkeit von 700 gm
Verkaufsfliche nicht {iberschreitet.

Eine Agglomeration von Einzelhandelseinrichtungen konnen aufgrund der Lagegunst (grofle
Parkplatzfliichen, gute Anfahrmoglichkeit) negative Auswirkungen auf das nahe gelegene Stadt-
zentrum von Bergisch Gladbach (Innenstadt) zur Folge haben. Stidtebauliche Zielsetzung der
Bebauungsplaninderung ist es, eine geordnete stiidtebauliche Entwicklung zu sichern.

2.  Riumlicher Geltungsbereich

Das Plangebiet liegt im Ortsteil Gronau und wird begrenzt durch die im Norden gelegene Miil-
heimer Strafle, der im Bebauungsplan Nr. 2442, Teil 1 - Kradepohlswiese - festgesetzten Misch-
bebauung im Osten, der vorhandenen Papier- und Pappenfabrik im Siiden und einem Mobel-
markt im Westen.

Der rdumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 2442, Teil 1 - Kradepohlswiese -, 1. An-
derung ist durch entsprechende Signatur im Plan eindeutig festgesetzt.
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3. Planungsrechtliche Situation / Vorgaben iibergeordneter Planungen

Gebietsentwicklungsplan (GEP Stand 1996)
Der GEP stellt fiir den Bereich des Bebauungsplanes Wohnsiedlungsbereich bzw. Gewerbe- und
Industrieansiedlungsbereich dar.

Fliachennutzungsplan (FNP Stand 1997)
Der Flachennutzungsplan sieht fiir diesen Bereich 'Gewerbliche Bauflichen' (G) sowie eine 'Son-
derbaufliche' mir der Zweckbestimmung 'Bau- und Heimwerkermarkt, Gartencenter' (B) vor.

Parallel zur Aufstellung des Bebauungsplanes wird die Fliichennutzungsplaniinderung Nr. 129/
2442, Teil 1 - Kradepohlswiese - durchgefiihrt. Sie umfasst die Umwandlung der 'Gewerblichen
Baufliiche' in 'Griinfliiche' sowie die Anderung der Zweckbestimmung 'Bau- und Heimwerker-
markt, Gartencenter' (B) fiir die im Flichennutzungsplan dargestellte 'Sonderbaufliche' in
'Fachmiérkte' (F) mit nicht zentrenrelevanten Sortimenten.

Die Flichennutzungsplandnderung ist an die Ziele der Raumordnung und Landesplanung angepasst.

Bebauungsplan:

Der zurzeit rechtskriiftige Bebauungsplan Nr. 2442, Teil 1 - Kradepohlswiese - sieht fiir den Ande-
rungsbereich eine Sonderbaufliche mit der Zweckbestimmung 'Bau- und Heimwerkermarkt, Gar-
tencenter' vor. Im siidlichen Teil ist ein Gewerbegebiet festgesetzt.

4. Stiadtebauliche Situation

Das Plangebiet des Bebauungsplanes Nr. 2442, Teil 1 - Kradepohlswiese -, 1. Anderung liegt im
Westen des Stadtgebietes innerhalb des Ortsteiles Gronau, nahe der Stadtgrenze zu Koln.
Nordliche Begrenzung des Geltungsbereiches bildet die Miilheimer Straf3e mit regionaler und iiber-
regionaler Verkehrsbedeutung. Die Miilheimer Strafle ist die wichtigste direkte StraBenverbindung
von Bergisch Gladbach-Stadtmitte nach Koln.

Nordlich der Miilheimer Straf3e befindet sich die S-Bahn-Linie 'Koln Hbf - Bergisch Gladbach' mit
dem Haltpunkt 'Duckterath' (ca. 60 - 70 m Entfernung).

Die Bushaltestelle an der Miilheimer Strale mit Verbindung nach K&ln-Dellbriick und Bergisch
Gladbach-Stadtmitte ist lediglich ca. 50 m vom Plangebiet entfernt.

Das Erscheinungsbild des Plangebietes und der angrenzenden Umgebung wird entlang der Miilhei-
mer Strale durch straBenbegleitende 2 - 3-geschossige Bebauung mit iiberwiegender Mischnutzung
geprigt. Mehrere Einzelhandelsbetriebe (Mobelgeschift) sowie kleinere Geschifte, Gewerbebetrie-
be und reine Wohnnutzung bestimmen das Ortsbild und die vorhandene heterogene Nutzungsstruk-
tur.

Das Plangebiet grenzt im Siiden an die bereits seit Jahrzehnten ansdssige Papier- und Pappenfabrik
(Firma Wachendorff / Wanderer).

Im Westen schlieft das Wohngebiet 'Schluchter Heide' mit Mehrfamilienhaus- und Reihen-
hausbebauung an.

4.1 Allgemeine Planungsziele

Dem Bebauungsplan Nr. 2442, Teil 1 - Kradepohlswiese -, 1. Anderung liegen folgende allgemeine

Planungsziele zugrunde:
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- Anderung der Zweckbestimmung fiir das im rechtsverbindlichen Bebauungsplan festgesetzte
'Sondergebiet fiir groBflachigen Einzelhandel' von 'Bau- und Heimwerkermarkt, Gartencenter' in
'ein Lebensmittelmarkt und zwei Fachmérkte'.

- Abriss des Bestandsgebdudes des ehem. OBI-Marktes und Errichtung innerhalb des im Bebau-
ungsplan ausgewiesenen 'Sondergebietes fiir groBflachigen Einzelhandel' neben einem Firmen-
geschiftshaus (LIDL-Markt) mit 700 qm Verkaufsfliche und zwei weiterer Gebdude mit 2300
qm und 400 gqm Verkaufsflache fiir zusétzliche Fachmarkte.

- Regelung des Warensortimentes im Sinne eines Reglementierung zentrenschédlicher Waren

- In dem durch die Gebdude gebildeten Innenbereich sieht das Bebauungskonzept eine Anlage
von ca. 270 Stellplitzen vor. Diese werden sowohl von der Miilheimer Straf3e als auch von dem
Kradepohlsmiihlenweg erschlossen.

- Uberplanung / Uberbauung der zurzeit festgesetzten Griinfliche sowie eine Umwandlung des
ausgewiesenen Gewerbegebietes (GE 1, GE 2 teilweise) in Griinfliche mit Integration einer
Ballspielwiese.

4.2 Begriindung der planungsrechtlichen Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 BauGB
4.2.1Art der baulichen Nutzung

Die geplanten Betriebe an der Miilheimer Strafle unterscheiden sich aufgrund der Art der Bebauung
bzw. der Nutzungen und der Betriebsgrolen wesentlich von den Baugebieten, die in der Baunut-
zungsverordnung beschrieben sind und konnen keinem dieser Baugebiete gemil3 §§ 2 bis 9 BauN-
VO zugeordnet werden. Im Bebauungsplan erfolgt daher fiir die Einzelhandelsbetriebe die Festset-
zung als 'Sonstiges Sondergebiet' (SO) gemdf § 11 BauNVO.

Gemadl § 11 BauNVO sind Einzelhandelsbetriebe mit einer Geschossfliche von mehr als 1200 qm
bzw. eine Agglomeration von Einzelhandelseinrichtungen, durch die Auswirkungen auf die stédte-
bauliche Entwicklung und Ordnung, auf die infrastrukturelle Ausstattung, auf die Versorgung der
Bevolkerung im Einzugsbereich, auf die Entwicklung zentraler Versorgungsbereiche der Gemeinde
oder in anderen Gemeinden, auf das Orts- und Landschaftsbild sowie auf den Naturhaushalt zu er-
warten sind, als 'Sonstige Sondergebiete fiir groB3flichigen Einzelhandel' festzusetzen.

Um zukiinftige negative Auswirkungen auf die Versorgung der Bevdlkerung im Einzugsbereich
(Nahversorgung) sowie auf die zentralen Versorgungsbereiche der Gemeinde zu verhindern, wird
im Bebauungsplan zusitzlich zu der Zweckbestimmung 'ein Lebensmittelmarkt und zwei Fach-
mirkte' eine Sortimentsabgrenzung festgesetzt.

Nachhaltige Auswirkungen auf die Entwicklung zentraler Versorgungsbereiche kénnen sich da-
durch ergeben, dass die Kautkraftbindung der groBflachigen Einzelhandelsbetriebe zu einem Kauf-
kraftabfluss aus dem Stadt- bzw. Stadtteilzentrum und somit zu einem Absinken des Niveaus der
Vielfalt an Einzelhandelsgeschéften in der Innenstadt fiihrt.

Zur Vermeidung dieser negativen stidtebaulichen Folgeerscheinungen (Attraktivitdtsverlust und
Verodung des Stadtzentrums) ist eine Eingrenzung des zuldssigen Warenangebotes erforderlich und
stadtebaulich gerechtfertigt.

Durch die Zweckbestimmung 'groBflichiger Einzelhandel' sind zentrenerginzende Dienstleis-
tungen (z.B. Reinigung, Friseur, Toto/Lotto) im Sondergebiet (SO) ausgeschlossen.

Durch die Festsetzung 'zwei Fachmérkte' werden gleichzeitig kleine 'Liden' in den Vorkassen-
zonen ausgeschlossen.

26



Sortimentsabgrenzung:

Der Bebauungsplan setzt fiir das 'Sondergebiet fiir grofiflichigen Einzelhandel' die Zweckbe-
stimmung ein 'Lebensmittelmarkt und zwei Fachmiérkte' fest.

Der Lebensmittelmarkt dient der verbrauchernahen Versorgung fiir den Ortsteil Gronau.

Um negative Auswirkungen auf die Zentrenstruktur zu verhindern, werden die zentrenrelevan-
ten Sortimente fiir das Sondergebiet eingeschrinkt.

Im Einzelhandelserlass fiir das Land NW ist bestimmt, welche Sortimente

- zentren- und nahversorgungsrelevant,

- nur nahversorgungsrelevant oder

- zentrenrelevant sind.

Derartige Sortimente zeichnen sich dadurch aus, dass sie z.B.

- viele Innenstadtbesucher anziehen

- einen geringen Flachenverbrauch haben

- hdufig im Zusammenhang mit anderen Innenstadtnutzungen nachgefragt werden und
- tiberwiegend ohne PKW transportiert werden konnen.

Zur Vermeidung der dargelegten, negativen stidtebaulichen Folgeerscheinungen ist eine Eingren-
zung des zuldssigen Warenangebotes erforderlich und stiddtebaulich gerechtfertigt.

In Anlehnung an den Einzelhandelserlass des Landes NW vom 07.05.1996 werden fiir den Bebau-
ungsplan Nr. 2442, Teil 1 - Kradepohlswiese -, 1. Anderung diese Sortimente mit den textlichen
Festsetzungen ausgeschlossen bzw. in ihrem Umfang eingeschrénkt.

Entgegen des Einzelhandelserlasses ist die Sortimentsgruppe 'Tiere und Tiernahrung, Zooartikel' im
Sondergebiet 'groBfldchiger Einzelhandel' zuléssig:

Dies begriindet sich darin, dass dieses Sortiment 'Tiere und Tiernahrung, Zooartikel' durch Ratsbe-
schluss der Stadt Bergisch Gladbach vom 06.11.97 als nicht zentrenrelevant eingestuft wurde.

Verkaufsflachen:

Um negative Auswirkungen auf das nahe gelegene Stadtzentrum von Bergisch Gladbach zu ver-
meiden wird neben den Sortimenten auch die Verkaufsfliche fiir die Einzelhandelsbetriebe be-
schrénkt.

Daher wird eine hochst zuldssige Gesamtverkaufsfliche fiir das Sondergebiet, 'groflachiger Ein-
zelhandel', - 2 Fachmirkte / 1 Lebensmittelmarkt - mit einer Gro3e von 3700 qm Verkaufsflache
qm festgesetzt.

Zu unterscheiden ist jedoch zwischen dem der Nahversorgung dienenden Lebensmittelmarkt
mit maximal 700 qm Verkaufsfliiche und den zwei Fachmirkten mit insgesamt 3000 qm Ver-
kaufsfliiche an nicht-zentrenrelevantem Kernsortiment. Da im Umkreis von 700 m zur schon
vorhandenen Bebauung weitere Wohngebiete ausgewiesen werden (Hermann-Lons-Kaserne)
erscheint ein Lebensmittelmarkt in seinem direkten Umfeld tragfahig, ohne darauf angewiesen
zu sein, Kaufkraft aus anderen Ortsteilen abzuziehen.

Durch die Festsetzung 'Lebensmittelmarkt' ist die Ansiedlung eines Discounters nicht ausge-
schlossen. Da diese Mirkte neben ihrem Kernsortiment auch 'Non-Food-Artikel' - welche oft-
mals zentrenrelevant sind - anbieten, werden diese auf max. 200 qm Verkaufsfliche beschrinkt.

Die zwei Fachmirkte diirfen zusitzlich neben dem Kernsortiment auf maximal 600 qm Ver-

kaufsfliche zentrenrelevante Sortimente anbieten. Die Verkaufsfliche pro Hauptbereich ist je-

doch auf 200 qm beschrinkt, mit der Ausnahme der Warenklassen / -arten:

-WB 202: Gardinen, Vorhinge, Wandbehiinge u.i. -bespannungen aus Kunststoff, Wachs-
tuch u.id. Material
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- WB 209: Undichte Vorhangstoffe und Gardinen

- WB 6987: Sonnenschutz- und Verdunkelungsanlagen

Laut dem Zentrenkonzept der Stadt Bergisch Gladbach besteht unter anderem ein Angebotsde-
fizit im Bereich 'Mobel / Einrichtungsbedarf / Dekoration' im Zentrum von Bergisch Gladbach.
Eine Erhohung der Verkaufsfliiche fiir den Hauptbereich 'Gardinen' auf 450 qm ist daher am
Standort der Miilheimer Strafle gerechtfertigt.

Larmimmissionen:
Die innerhalb eines Bebauungsplangebietes ausgewiesenen Nutzungen koénnen durch Gerduschim-
missionen zu Konflikten mit der Umgebung fithren. Zur Vermeidung dieser Konflikte trifft der Be-
bauungsplan Festsetzungen, die ein vertrdgliches Nebeneinander unterschiedlicher Nutzungen er-
moglichen.
Zur Beurteilung der durch die Planung zu erwartenden Lirmimmissionen wurde seitens der
ADU cologne Institut fiir Immissionsschutz GmbH eine Schalltechnische Untersuchung durch-
gefiihrt.
Es wurden unterschiedliche Emittentenarten fiir den Ist- und den Planzustand untersucht und bewer-
tet:

Stralenverkehrslarm,

Freizeitlarm,

Nachbarschaftslarm (KiTa)

Gewerbeldrm.

Der Bebauungsplanentwurf Nr. 2442, Teil 1 - Kradepohlswiese -, 1. Anderung trifft Festsetzun-
gen der maximal auf die Umgebung des Plangebietes einwirkenden Schallimmissionen anhand
immissionswirksamer flichenbezogener Schallleistungspegel (IFSP).

Nach Riicksprachen mit der Bezirksregierung Kdln werden 'immissionswirksame flachenbezogene

Schallleistungspegel' (IFSP) als eine 'Eigenart des Betriebes bzw. der Anlage' angesehen.

Somit werden die IFSP in Sondergebieten nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB festgesetzt.

Im Plangebiet sind Betriebe und Anlagen unzuléssig, deren je qm Grundfldche abgestrahlte Schall-

leistung die folgenden immissionswirksamen flichenbezogenen Schallleistungspegel liberschreiten:

Sondergebiet IFSP in dB(A) IFSP in dB(A)
tagsiiber (6 - 22 Uhr) nachts (22 - 6 Uhr)
Flache 1 54 35
Flache 2 54 35
Flache 3 57 38

Es ist zulissig, die Schallleistungskontingente der einzelnen Flichen untereinander auszutau-
schen, wenn dadurch die insgesamt resultierenden Immissionsanteile an den betrachteten Im-
missionsorten nicht relevant verindert werden. Die Unbedenklichkeit ist jeweils durch Einzel-
nachweise eines Sachverstindigen zu belegen.

Zum Nachweis der Einhaltung der Festsetzungen sind im jeweiligen Baugenehmigungsverfah-
ren oder immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren in Bezug auf die schutzwiirdige
Bebauung Lirmimmissionsprognosen wie folgt durchzufiihren:

a) Ermittlung der maximal zuliissigen Beurteilungspegelanteile

Ableitung der maximal zulissigen Beurteilungspegelanteile der Fliche aus den festgesetzten
immissionswirksamen flichenbezogenen Schallleistungspegeln (IFSP) mit Hilfe einer Ausbrei-
tungsberechnung nach DIN/ISO 9613 - 2 (1999). Meteorologische Korrektur Cmet = 0 dB, Fak-
tor fiir die Bodendiampfung G = 0,0. Beriicksichtigung der plangegebenen Topographie gemilf
Deutscher Grundkarte DG 5000. Sonstige Abschirmung / Reflexion durch andere Objekte und
Hindernisse auf dem Ausbreitungsweg wird nicht beriicksichtigt. Die Emissionshohe betrigt
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5,0 m iiber Gelindeniveau.

b) Betriebsbezogene Lirmimmissionsprognose:

Die Prognose ist auf der Grundlage der TA Larm in Verbindung mit der DIN /ISO 9613 - 2 und
der VDI 2571 durchzufiihren, mit dem Ziel die unter a) ermittelten maximal zuléissigen Beurtei-
lungspegelanteile einzuhalten bzw. unterschreiten:

Die Festsetzung der IFSP bedeutet nicht den Ausschluss bestimmter Nutzungen und Betriebsar-
ten, sondern nur die Notwendigkeit einer Priifung, inwieweit die zukiinftige Nutzung mit der
Festsetzung vereinbar ist.

Die innerhalb der festgesetzten Bereiche sich neu ansiedelnden Betriebe haben die jeweiligen
'Immissionswirksamen flichenbezogenen Schallleistungspegel' einzuhalten. Dies kann gesche-
hen durch eine bestimmte Anordnung von Gebiuden zur Abschirmung lirmsensibler Bereiche
durch angepasste Aktivititen auf den Auflengelinden, durch zusitzliche Schallschutzmafinah-
men wie z.B. Lirmschutzwinde oder -wille oder auch durch zeitlichen Begrenzung von Be-
triebszeiten.

4.2.2 MaB der baulichen Nutzung

Das im Bebauungsplan festgesetzte Mal3 der baulichen Nutzung beriicksichtigt 6ffentliche und pri-
vate Belange im Sinne des § 1 Abs. 5 BauGB, insbesondere die Anforderungen an gesunde Wohn-
und Arbeitsverhiltnisse, die Gestaltung des Orts- bzw. des Landschaftsbildes sowie den Boden-
schutz.

Durch die ausgewiesenen Baugrenzen werden die Auswirkungen auf Grund und Boden auf eine
notwendiges Mal} beschrénkt.

Das Mal} der baulichen Nutzung wird durch die Festsetzungen einer Grundfldchenzahl (GRZ) und
einer Geschossflichenzahl (GFZ) sowie einer Geschosszahl begrenzt.

Durch die zuléssige bauliche Verdichtung auf dem Baugrundstiick einerseits und die festgesetzten
Griin- und Freiflichen (Umwandlung der Gewerbefldche in Griinfliche) andererseits wird eine
Griinvernetzung gewihrleistet und dem Planungsziel des schonenden Umgangs mit Grund und Bo-
den, sowie die Erhaltung des Landschaftsbildes Rechnung getragen.

Bei Bauvorhaben in Sondergebieten handelt es sich liberwiegend um grofvolumige Baukorper, bei
denen das Mal3 der baulichen Nutzung mit den iiblichen Festsetzungen der Geschosszahl und
Grundflidchenzahl schwierig zu ermitteln bzw. im Bebauungsplan zu bestimmen sind.

Zur Begrenzung des Malles der baulichen Nutzung und um die stddtebauliche Dominanz zukiinfti-
ger Baukorper einzuschrinken, setzt der Bebauungsplan im 'Sondergebiet' neben der Grundflachen-
zahl (GRZ) die Geschossflichenzahl und die maximal zuldssige Gebdaudehohe fest.

Im Sondergebiet lassen die Hohenfestsetzungen (in Metern iiber NN) fiir Gebiude mit geneigten
Dachflichen Firsthohen (FH) von 82 m ii. NN und Traufhohen (TH) von 79 m ii. NN sowie fiir
Gebiude mit Flachdachausbildung Gebiaudehohen (GH) von 81 m ii. NN als Maximalhohen zu.

Um die stddtebaulich wiinschenswerte Unterbringung von Garagen und Stellpldtzen innerhalb von
Baukorpern (bzw. Tiefgaragen) zu fordern und somit die Inanspruchnahme von Freiflichen zu be-
schrianken, setzt der Bebauungsplan textlich fest, dass Stellplétze, die innerhalb von Gebduden er-
richtet werden, bei der Ermittlung der zuldssigen Geschossfldche nicht zu beriicksichtigen sind.
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4.2.3 Bauweise, iiberbaubare und nicht iiberbaubare Grundstiicksfléichen

Die iiberbaubaren Grundstiicksflichen werden durch Baugrenzen eindeutig bestimmt. Sie dienen
der klaren Abgrenzung von Bau- und Freiflichen. Auerdem wird durch die Beschrdnkung des Ma-
Bes der baulichen Nutzung (Grundflichenzahl) dem Planungsziel des sparsamen Umganges mit
Grund und Boden Rechnung getragen.

4.2 4Fléachen fiir Stellplitze und Garagen

Die 'Flichen fiir Nebenanlagen, Stellplitze, Garagen und Gemeinschaftsanlagen' werden sowohl
von der Miilheimer Strafe als auch vom Kradepohlsmiihlenweg erschlossen.

Im Hinblick auf den durch die zukiinftigen Nutzungen zu erwartenden Stellplatzbedarf ist es ein
stadtebauliches Ziel, den ruhenden Verkehr auf den Baugrundstiicken selbst unterzubringen und die
angrenzenden Straflen vom ruhenden Verkehr zu entlasten. Somit sind Stellpldtze des Sondergebie-
tes nur innerhalb der Flachen fiir Nebenanlagen, Stellpldtze, Garagen und Gemeinschaftsanlagen
zuldssig. Zum Schutz von Grund und Boden, wie auch zur Wohnumfeldverbesserung sind innerhalb
des Sondergebietes auch Tiefgaragen allgemein zuléssig.

Die Stellplatzanlage sieht eine Stellplatzanzahl unter zusatzlicher Beachtung von Synergieeffekte
zwischen den einzelnen Nutzungen vor.

Anhand von Eingriinungsmafinahmen wird ein Beitrag zur Herstellung eines ansprechenden und
stadtebaulich wiinschenswerten Erscheinungsbildes fiir das Sondergebiet (SO) geleistet.

Die Bereiche der Ein- und Ausfahrten sollten so begriint werden, dass die Einsicht in den Stra-
lenraum nicht behindert wird.

Die von den Stellplatzanlagen ausgehenden Larmimmissionen wurden im Rahmen des 'schalltech-
nischen Gutachtens' berticksichtigt und prognostiziert.

Zur Larmabschirmung der Stellplatzanlage zum westlich angrenzenden Wohngebiet sieht der Be-
bauungsplan - wie im schalltechnischen Gutachten vorgeschlagen - eine Einhausung des geplanten
Anlieferungsbereiches durch bauliche MaBnahmen (Ladrmschutzwand / Dach) vor.

Die durch den zu erwartenden Ziel- und Quellverkehr der neu geplanten Stellplatzanlagen beding-
ten Auswirkungen auf das bestehende StraBlennetz wurden im Rahmen eines Verkehrsgutachtens
untersucht und bei der Verkehrsplanung (Dimensionierung der ErschlieBungsanlagen) berticksich-
tigt.

Da das Plangebiet innerhalb der Wasserschutzzone III B liegt, wird auf die Verwendung von was-
serdurchldssigen Materialien fiir die Stellplatzanlagen verzichtet.

4.2.5 Verkehrsflichen

Die ErschlieBung bzw. Anbindung des Plangebietes und der ausgewiesenen 'Flidchen fiir Nebenan-
lagen, Stellpldtze, Garagen und Gemeinschaftsanlagen' gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 erfolgt iiber die vor-
handenen VerkehrsstraBen Kradepohlsmiihlenweg und Miilheimer Straf3e.

Zur Beurteilung der verkehrlichen Auswirkungen der zukiinftigen Nutzungen ist eine Verkehrsun-
tersuchung erstellt worden, die Aussagen zur Leistungsfahigkeit an den relevanten Knotenpunkten
im umgebenden Stralennetz treffen sollte und ggf. Empfehlungen fiir die kiinftigen Bau- und Be-
triebsform des zu beurteilenden Knotenpunktes Strafle geben soll.

Fiir die geplanten neuen Nutzungen wurden objektbezogene Zusatzverkehre ermittelt und mit den
heutigen Vorbelastungen zu maB3gebenden Prognose-Verkehrsbelastungen iiberlagert. Diese bilden
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die Grundlage zur Bewertung der Leistungsfahigkeit des Knotenpunktes Miilheimer Strafle / Franz
Hitze Strafle.

Ermittlung der Zusatzverkehre:

Zusatzverkehre des nordlich der Miilheimer Stralle gelegenen Einzelhandelsstandorts:
insgesamt: 540 Kfz / Tag
Berufsverkehr: 36 Kfz / Tag im Quell- und Zielverkehr
Lieferverkehr: max. 10 Fahrzeuge tiglich von montags bis freitags

Fiir den Einzelhandelsstandort nordlich der Miilheimer Strafe ergibt sich somit eine Tagesgesamt-
belastung von 586 Kfz / Tag jeweils im Zu- und Abfluss.

Zusatzverkehre der Einzelhandelseinrichtungen innerhalb des Bebauungsplangebietes
insgesamt 800 Kfz / Tag
Berufsverkehr: 56 Kfz / Tag im Quell- und Zielverkehr
Lieferverkehr: max. 20 Fahrzeuge tiglich von montags bis freitags

Fiir den Nutzungsbereich siidlich der Miilheimer Strae ergibt sich somit eine Tagesgesamtbelas-
tung von 876 Kfz / Tag jeweils im Zu- und Abfluss.

Verteilung des Zusatzverkehrs:
Die Verteilung des Zusatzverkehrsaufkommens erfolgt nach einer Einschédtzung der Verkehrslage-
gunst mit Bezug zum umgebenden Stralennetz mit Annahme folgender Richtungsverteilung fiir
jeweils beide Nutzungen:

50 % kommen aus / fahren in westlicher Richtung iiber die Miilheimer Strafle

50 % kommen aus / fahren in dstlicher Richtung iiber die Miilheimer Strafle

Fiir den stidlichen Bereich ist eine Anbindung von der Miilheimer Straf3e und des Kradepohlsmiih-
lenweg vorgesehen. Es ist daher grundsitzlich moglich, dass Besucher iiber die Miilheimer Straf3e
in das Untersuchungsgebiet einfahren, dieses jedoch iiber den Kradepohlsmiithlenweg wieder ver-
lassen und somit einer Entlastung des Knotenpunktes Miilheimer Strafle / Franz-Hitze-Stral3e bei-
tragen. Durch die Anbindung an den Kradepohlsmiihlenweg wird aber auch fiir die Kunden der
bereits bestehenden Nutzungen im Bereich des Kradepohlsmiihlenweges die ErschlieBung erweitert,
so dass deren Kunden ebenfalls die Moglichkeit haben, tiber den Kradepohlsmiihlenweg und den
anschlieBenden Parkplatz und somit {iber den Knotenpunkt Miilheimer Strafle/ Franz-Hitze-Strafe
auszufahren.

Aus gutachterlicher Sicht stellt der Kradepohlsmiihlenweg kein zentrales Element der verkehrlichen
ErschlieBung der Einzelhandelsstandorte dar. Fiir die Bewertung der ErschlieBungsqualitét der ge-
planten Nutzungen werden daher im Sinne der Verteilung liber den Kradepohlsmiihlenweg keine
Verkehrsanteile in Ansatz gebracht. Es wird jedoch darauthin gewiesen, dass tendenziell mit einer
starkeren Frequentierung des Kradepohlsmiihlenweges von Kunden der dort befindlichen Einzel-
handelseinrichtungen und somit auch fiir den Knotenpunkt Miilheimer Strafle / Franz-Hitze- Strafe
auszugehen ist, so dass mit dem gewihlten Ansatz eher giinstige Voraussetzungen im Kfz- Verkehr
unterstellt werden.

Uberpriifung der Leistungsfihigkeit am Knotenpunkt Miilheimer StraBe / Franz-Hitze-
Stralle

Es wurde die Leistungsfahigkeit am Knotenpunkt Miilheimer Straf3e / Franz-Hitze-Stra3e mit unter-
schiedlichen verkehrsregelnden Mallnahmen iiberpriift.

Signalisierung
Vorfahrtsregelung
Kreisverkehr
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Aus gutachterlicher Sicht bestehen keine Bedenken gegen die Realisierung der geplanten Einzel-
handelsnutzungen im Bereich der Miilheimer Strale und der Franz-Hitze-Straf3e.

Fiir den erforderlichen Umbau des Knotenpunktes kommen unterschiedliche Bau-/ Betriebsformen
in Betracht, mit denen die prognostizierten Kfz-Verkehre leistungsfahig bewéltigt werden konnen.
Unterschiede ergeben sich in der zu erwartenden Verkehrsqualitit der untersuchten Bau-/ Betriebs-
formen. in der Gesamtbetrachtung zeigen sich folgende Qualitdtsunterschiede:

Signalisierung befriedigende Verkehrsqualitdt
Vorfahrtsregelung gute Verkehrsqualitit
Kreisverkehr sehr gute Verkehrsqualitét

Ein Kreisverkehr ldsst daher im Vergleich zu den iibrigen untersuchten Bau- und Betriebsformen
die giinstigsten Bedingungen in der Abwicklung der Fahrbeziehungen erwarten und wird daher
auch in den Bebauungsplanentwurf mit aufgenommen.

Der Ausbau zum Kreisverkehr erfordert jedoch Eingriffe in die Flichen der vorgesehenen Einzel-
handelseinrichtungen. Da allerdings die Kunden der geplanten im Zu- und Abfluss am stérksten von
einer Kreisverkehrslosung profitieren, erscheint die Flicheninanspruchnahme - mit Wegfall von
einigen urspriinglich vorgesehenen Stellplitzen - durchaus vertretbar.

Somit weist der Bebauungsplan im Bereich der Miilheimer Strafle eine Verkehrsfliche fiir eine
Kreisverkehrslosung aus.

Zur Verhinderung von zusitzlichen Verkehren im westlich angrenzenden Wohngebiet wird entlang
der westlichen Grundstiicksgrenze ein Bereich ohne Ein- und Ausfahrt festgelegt.

Ein weiteres wichtiges stadtebauliches Planungsziel ist die Sicherung einer fuBBldufigen Verbindung
zwischen der Wohnbebauung der Schluchter Heide und den Nutzungen des Plangebietes bzw. der
Einzelhandelseinrichtungen bzw. Betrieben / Gemeinbedarfseinrichtungen des Kradepohlsmiih-
lenweg.

Durch den ausgewiesenen Ful3- und Radweg zwischen dem 'Sondergebiet fiir grofflichigen Einzel-
handel' und der im Siiden gelegenen Griinfliche wird diese FuBBwegebeziehung planungsrechtlich
gesichert.

4.2.6 Flichen fiir Versorgungsanlagen
Zur Stromversorgung der geplanten Bebauung ist die Verlagerung der zurzeit im Bestandsgebdude

der Firma OBI vorhandenen Transformatorenanlage erforderlich. Der Standort fiir diese Anlage
wird {iber die Festsetzung einer Versorgungsfliche mit Zweckbestimmung ‘Elektrizitdt’ gesichert.

4.2.7 Geh-, Fahr- und Leitungsrechte

Zur Ausiibung von Geh-, Fahr- und Leitungsrechten setzt der Bebauungsplan in Lage, Art und

AusmaB genau bestimmte Flichen gemif3 § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB fest.

So sichert ein Geh- und Leitungsrecht, ausgehend von dem Fullweg siidlich des 'Sondergebietes
fiir grofBflichigen Einzelhandel', die Bewirtschaftung der im zurzeit rechtskriftigen Bebau-

ungsplan Nr. 2442, Teil 1 - Kradepohlswiese - ausgewiesenen 'privaten Griinfléichen'.

Weiterhin wird durch ein Leitungsrecht zwischen der Miilheimer Strafle und der Stellplatzanla-
ge der Einzelhandelseinrichtungen die Versorgungstrasse fiir die geplante Transformatorenan-

lage von anderen Nutzungen freigehalten.
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Durch die Festsetzung nach § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB werden lediglich die planungsrechtlichen
Voraussetzungen fiir eine Inanspruchnahme der Fliichen geschaffen. Die Festsetzung verhindert
jedoch eine Nutzung, die der Festsetzung als Geh-, Fahr- und Leitungsrecht widerspricht. Das
eigentliche Nutzungsrecht muss durch Baulast oder Grunddienstbarkeit gesichert werden.

4.2.8Griinflichen
Im Bebauungsplan sind 6ffentliche und private Griinflachen festgesetzt.

Ein im rechtskriftigen Bebauungsplan als private Griinfliche ausgewiesener Teilbereich wird ver-
siegelt. Im Gegenzug werden kleinflichige Partien im Bereich des jetzigen OBI Standortes entsie-
gelt. Zusétzlich wird auf die Versiegelung der als Gewebegebiet festgesetzten Fliache verzichtet. In
diesem Bereich wird neben der Kompensationsmafinahme eine Ballspielfliche ausgewiesen. Diese
offentliche Griinfliche soll den Nutzern der Einzelhandelseinrichtung und der Wohnbevolkerung
der umliegenden Wohnbereiche als Naherholungsmoglichkeit (Ballspielwiese) zur Verfiigung ste-
hen.

Um den Eingriff in Natur und Landschaft zu minimieren, zur Gestaltung des Orts- und Land-
schaftsbildes und zur Sicherung einer menschenwiirdigen Umwelt werden im Bebauungsplan 'pri-
vate Griinflachen' festgesetzt (K1 / a).

Hierdurch sollen neben der Strukturbereicherung des Plangebietes moglichst viele Biotopstrukturen
entwickelt werden, die miteinander vernetzt sind und somit zu einer zusammenhidngenden Biotop-
vernetzung des Plangebietes mit seinem Umfeld beitragen.

Die im siidlichen Teil des Plangebietes als Griinflichen' festgesetzten Bereiche werden mit der
Festsetzung fiir 'Flachen zum Anpflanzen von Bidumen, Strduchern und sonstigen Bepflanzungen'
zur Verbesserung der Situation von Natur und Landschaft iiberlagert.

4.2.9Flichen zum Anpflanzen von Baumen, Striuchern und sonstiger Bepflanzung

Die Festsetzungen geméll § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB sollen zu einer Durchgriinung des Plangebie-
tes und Beschrinkung der versiegelten Flichen, zur 6kologischen Aufwertung der verbleibenden
Freiflichen und somit zur Verbesserung des Kleinklimas beitragen.

Durch die Uberplanung und der daraus resultierenden Reduzierung der Freiflichen bereitet der Be-
bauungsplan einen Eingriff in den Naturhaushalt vor.

Als Ausgleich sollen die verbleibenden Freiflichen innerhalb des Bebauungsplangebietes und die
im Siiden den Plangebiet liegende Brachfliche dkologisch aufgewertet werden.

Vor diesem Hintergrund sind textlich Begriinungsfestsetzungen getroffen worden.

Entsprechend den Empfehlungen der Umweltvertraglichkeitspriifung setzt der Bebauungsplan zur
Eingriinung des 'Sondergebietes' und somit auch der geplanten Stellplatzanlagen und zur visuellen
Aufwertung des Plangebietes 'Flichen zum Anpflanzen von Baumen, Striuchern und sonstigen
Bepflanzungen' fest, auf denen heckenartige Gehdlze zu pflanzen sind.

Neben der Gewihrleistung einer wiinschenswerten Biotopvernetzung durch die Festsetzung von
'Griinfliiche' innerhalb des Plangebietes ist die Entwicklung von bachbegleitenden Geholzstrei-
fen im Umfeld des Kemper Baches sowie der Verzicht auf Eingriff (Gewerbefliche) im Umfeld
des Kemper Baches vorgesehen.

Die entsprechenden Ausgleichsfliichen ( K1, K 2, K 3) werden im Bebauungsplan gemif3 § 9
Abs. 1 Nr. 25 a BauGB als 'Flichen zum Anpflanzen von Biumen Striuchern und sonstigen Be-
pflanzungen' festgesetzt.

Dazu gehdren unter anderem auch die innerhalb des Anderungsbereichs liegenden mit 'a' gekenn-
zeichneten Flachen des zurzeit rechtskriftigen Bebauungsplanes. Die siidlich an den FuBBweg an-
grenzende Flache wurde lediglich Richtung Stiden verschoben.

33



Somit wird eine Griinvernetzung innerhalb des Plangebietes gewdhrleistet.

Dartiiber hinaus tragen die festgesetzten 'Heckenpflanzungen' dazu bei, das Erscheinungsbild inner-
halb des Plangebietes - vor allem im Bereich der Stellplatzanlagen- aufzuwerten und die Wohn- und
Arbeitsqualitédt zu erh6hen.

Neben den Begriinungsfestsetzungen fiir die nichtiiberbaubaren Grundstiicksfldchen setzt der Be-
bauungsplan Begriinungsmaflnahmen an Gebduden und baulichen Anlagen (Fassadenbegriinung,
Begriinung von Larmschutzwinden) fest mit dem stiddtebaulichen Ziel, das Erscheinungsbild des
Baugebietes / Stellplatzanlage zu verbessern, ein attraktives Wohn- und Arbeitsumfeld zu gewihr-
leisten und das Ortsbild insgesamt zu aufzuwerten.

5. Umweltvertriiglichkeit des Bebauungsplanes
5.1 Belange von Natur und Landschaft / Ausgleichsmalinahmen

Aufgrund des § 1a BauGB besteht fiir die Kommunen die Pflicht zur Beriicksichtigung der natur-
schutzrechtlichen Eingriffsregelung im Rahmen der Bauleitplanung.

Die seitens des Biiros Nardus erstellte Umweltvertriglichkeitsuntersuchung stellt die Auswir-
kungen der Planung auf den Umwelt - Ist - Zustand dar.

Ein im rechtskriftigen Bebauungsplan als private Griinfliche ausgewiesener Teilbereich wird ver-
siegelt. Im Gegenzug werden kleinflichige Partien im Bereich des jetzigen OBI Standortes entsie-
gelt. Zusétzlich wird auf die Versiegelung der als Gewebegebiet festgesetzten Fliche verzichtet. In
diesem Bereich wird neben der Kompensationsmafinahme eine Ballspielfliche ausgewiesen. Diese
Griinflache soll den Nutzern der Einzelhandelseinrichtung und der Wohnbevdlkerung der umlie-
genden Wohnbereiche als Naherholungsmdoglichkeit (Ballspielwiese) zur Verfligung stehen.

Im Plangebiet befinden sich keine Schutzgebiete wie z.B. Landschaftsschutzgebiet, Naturschutzge-
biet, geschiitzter Landschaftsbestandteil, § 64-Biotop etc. sowie kein Biotop, das im Biotopkataster
Nordrhein-Westfalen aufgelistet ist.

In einer Entfernung von ca. 400 m Luftlinie liegt auf Kolner Stadtgebiet das Naturschutzgebiet
Thielenbruch, das als FFH-Gebiet gemeldet wurde. Aufgrund der Entfernung von tiber 300 m, der
Lage des Plangebietes siidlich der Miilheimer Strale und somit der Grundwasserorientierung in
Richtung Strunde sowie der weiteren begleitenden landschaftspflegerischen Maflnahmen kann von
einer Beeintridchtigung des NSG Thielenbruch nicht ausgegangen werden. Eine FFH- Vertriglich-
keitspriifung ist aufgrund der Gegebenheiten Morphologie, Abstand, Kompensationsflache etc.
nicht notwendig.

Mit der Bebauung im Rahmen der 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 2442, Teil 1 - Krade-
pohlswiese - sind Beeintrachtigungen von Natur und Landschaft verbunden.

Dieser Eingriff wird durch Vermeidungs- und AusgleichsmaBBnahmen kompensiert. Eine wesentli-
che VermeidungsmafBinahme ist der Verzicht auf die Versiegelung der Brachfliche im Umfeld des
Kemper Baches. AuBlerdem werden kleinflichige EntsiegelungsmaBBnahmen durchgefiihrt. Zusatz-
lich werden umfangreiche Anpflanzungen im Bereich der Parkplitze und versiegelten Flidchen so-
wie im Umfeld des Kemper Baches vorgenommen, die auch gleichzeitig zur Biotopvernetzung bei-
tragen.

Der Umfang der gesamten Kompensationsmaflnahmen ist geeignet, die durch die BaumalBnahme
hervorgerufenen Beeintrdchtigungen von Natur und Landschaft auszugleichen. Es liegt ein funktio-
naler und naturraumbezogener Ausgleich des Eingriffes vor.
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Im Rahmen der Durchfithrung der KompensationsmaBnahmen wird besonderer Wert auf die 6kolo-
gische Aufwertung des Plangebietes, des Naturraumes sowie des stark urbanisierten Bereiches der
Stadt Bergisch Gladbach gelegt. Hier ist die Pflanzung von bachbegleitenden Gehdlzstreifen sowie
die Pflanzung von heckenartigen Gehdlzstreifen vorgesehen.

Kompensationsmafnahme K 1 'Entwicklung eines bachbegleitenden Gehdlzstreifens im Umfeld des
Kemper Baches'

Im Siiden des Plangebietes wird auf die Festsetzung eines Gewerbegebietes verzichtet. Stattdessen
wird die Anlage einer Ballspielwiese und eines bachbegleitenden Gehdlzstreifens im Umfeld des
Kemper Baches vorgesehen, welcher an der Bachtrasse, jedoch nicht unmittelbar an das Gewésser
angrenzt. Neben der Strukturbereicherung des Plangebietes sollen moglichst viele - lineare - Bio-
topstrukturen entwickelt werden, die miteinander vernetzt sind und somit zu einer zusammenhén-
genden Biotopvernetzung des Plangebietes mit seinem Umfeld beitragen.

Die Fléche fiir die Kompensationsmafinahme K 1 ist insgesamt ca. 1600 qm grof3.

Kompensationsmafinahme K 2 'Anlage einer Ballspielwiese'

Innerhalb der im Siiden des Plangebietes ausgewiesenen Griinfliiche wird zusétzlich ein
Spielbereich in Form einer Spielwiese angelegt. Als Struktur ist eine Griinfliche mit Scherra-
sen vorgesehen.

Die Fléche fiir die Kompensationsmafinahme K 2 ist insgesamt ca. 1000 qm gro83.

Kompensationsmafinahme K 3 'Pflanzung von heckenartigen Gehoélzstreifen'

Im Bereich des ehem. OBI-Gelidndes sowie im Umfeld der neuen Parkplédtze werden einige hecken-
artige Geholzstreifen gepflanzt. Diese tragen zur Auflockerung des Plangebietes bei. Es werden
ausschlieBlich heimische und bodenstindige Laubgehdlze verwendet, die wichtige Funktionen als
Nahrungs-, Brut- und Lebensraum fiir die Fauna iibernehmen.

Die Fléche fiir die Kompensationsmafinahme K 3 ist insgesamt ca. 1000 qm gro83.

Aufgrund der Ausweisung einer iiberbaubaren Fliche zur Ermoglichung einer Einhausung des
Anlieferbereiches im Westen des Plangebietes sowie der Ausweisung von Verkehrsflichen
(Kreisverkehr) im Norden des Plangebietes wurde die Kompensationsfliche K 3 verkleinert und
zusitzlich Anpflanzungen von Biumen, Striuchern und sonstigen Bepflanzungen entlang der
ostlichen Plangebietsgrenze vorgesehen.

Nach Eingriffs-/ Ausgleichsbilanzierung der Umweltvertriglichkeitsuntersuchung kann tiber 100%
des Eingriffes innerhalb des Plangebietes ausgeglichen werden.

Der Umfang der gesamten Kompensationsma3nahmen ist geeignet, die durch die BaumaB3nahme
hervorgerufenen Beeintridchtigungen von Natur und Landschaft auszugleichen. Es liegt ein funktio-
naler und naturraumbezogener Ausgleich des Eingriffes vor.

5.2 Larmimmissionen

(siehe auch unter Punkt 4.2.1)

Die Emissionen der Fachmirkte und des Lebensmittelmarktes werden als Gewerbeldrm betrachtet.
Die Einhaltung der Immissionsrichtwerte der TA Larm fiir Allgemeine Wohngebiete wird gewéhr-
leistet durch die Festsetzung von 'immissionswirksamen fldchenbezogenen Schallleistungspegeln'
(s. Kapitel 4.2.1).

Des Weiteren wurden unterschiedliche Emittentenarten fiir den Ist- und den Planzustand unter-
sucht und bewertet:
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StraBBenverkehrsldrm:
Die Larmsituation im Plangebiet beziiglich des Verkehrsldrms auf 6ffentlichen Stralen wird haupt-
sdchlich bestimmt durch:

die Miilheimer Strafe

den Kradepohlsmiihlenweg
Die Ergebnisse der schalltechnischen Untersuchung zeigen, dass auf der Miilheimer Stra3e und dem
Kradepohlsmiihlenweg eine Zunahme der Stralenverkehrsemissionen von 0,3 - 0,8 dB innerhalb
des Tagzeitraumes nach in Betriebnahme der Fachmérkte zu erwarten sind.
Aus lirmtechnischer Sicht ist eine Erhéhung bis zu 3 dB bei gleich bleibender Dynamik der Geréu-
sche als nicht wesentlich einzustufen.

Freizeitldrm:
Die Lirmsituation beziiglich der Sport- und Freizeitaktivititen im Plangebiet wird bestimmt
durch:

Sportplatz, nordlich der S-Bahntrasse des Bebauungsplangebietes

Tennisanlage, an der Ferdinandstraf3e

Spielflache, urspriinglich Gewerbefldche
Die durch die o.g. Sport- und Freizeitaktivititen entstehenden Gerdusche wurden gemél 18.
BImSchV untersucht.
Die Berechnungen beziehen sich ausschlieBlich auf den Beurteilungszeitraum geméaf 18. BImSchG
innerhalb der Ruhezeit werktags 20.00 - 22.00 Uhr (ungiinstigste Annahme)
Aufgrund der 1. Anderung zum Bebauungsplan Nr. 2442, Teil 1 - Kradepohlswiese - entstehen be-
zliglich des Freizeitlarms keine Larmkonflikte.

Nachbarschaftsldrm:
Der zu untersuchende Nachbarschaftslarm bezieht sich ausschlieBlich auf die Kindertagesstétte am
Kradepohlsmiihlenweg.
Larmrelevante Gerduschereignisse entstehen durch die Nutzung
der AuBenspielfldche
der Parkplatzflache
Beziiglich des Nachbarschaftsldrms bestehen keine Larmkonflikte.

Gewerbeldrm:
Die Larmsituation im Plangebiet beziiglich des Gewerbes wird sowohl durch ansidssige Betriebe
aullerhalb des Plangebietes als auch durch die geplanten Gewerbebetriebe innerhalb des Plangebie-
tes bestimmt.
Die zukiinftigen Gewerbebetriebe innerhalb des Plangebietes werden unterschieden in einen Le-
bensmittelmarkt und zwei Fachmarkte.
Die larmrelevanten Vorgénge der sich ansiedelnden Betriebe werden bestimmt durch
den Parkplatzverkehr
Die Schallleistung auf Parkplidtzen wird im Sinne einer Abschidtzung zum ungiinstigsten Fall,
analog der 'Parkplatzldrmstudie’ des bayrischen Landesamt fiir Umweltschutz berechnet.
die Lkw-Anlieferung
Lebensmittelmarkt:
Es wird von dem ungiinstigsten Fall fiir die Anlieferung mit 3 Lkw - Anlieferung in der Zeit von
06.00 - 07.00 Uhr ausgegangen.
Fachmirkte:
3 Lkw-Anlieferungen in der Zeit von 8.30 - 16.30.Uhr
die Kiihl- und Liiftungsanlagen
Da fiir die Kiihl- und Liiftungsanlagen keine Eingangsdaten vorliegen, begrenzt das Gutachten
die direkt nach auBBen abstrahlende Schallleistung der zu installierenden Kiihl- bzw. Liiftungsan-
lage auf jeweils
LWA, tags = 85 dB(A) tags bzw.
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WA, tags= 75 dB(A) nachts.

Fiir den Ist- und den Planzustand kommt das Gutachten zu folgenden Aussagen:

Ist - Zustand:

Die Ergebnisse zeigen, dass es im Tagzeitraum mit keiner Uberschreitung der Immissionsrichtwerte
zu rechnen ist.

Im Nachtzeitraum hingegen wird im westlich angrenzenden Wohngebiet der Immissionsrichtwert
von 40 dB(A) fiir 'Allgemeine Wohngebiete' um 6 dB(A) im siidwestlich angrenzenden Wohngebiet
um 9 dB (A) iiberschritten.

Somit liegt eine Vorbelastung der angrenzenden Wohnbebauung durch Gerduschimmissionen vor-
handener Gewerbebetriebe, vor allem der Firma Wachendorf / Wanderer vor.

Planzustand:

Die Ergebnisse zeigen, dass im Tagzeitraum durch die geplante gewerbliche Nutzung des Plange-
bietes im westlich angrenzenden Wohngebiet mit einer Uberschreitung des Immissionswertes von
55 dB(A) tags fiir 'Allgemeine Wohngebiete' zu rechnen ist. Diese ist in erster Linie auf den Anlie-
ferverkehr des angrenzenden Fachbetriebes zuriick zu fiihren.

Im Nachtzeitraum ist im Siid-Westen und im Westen mit einer Uberschreitung des Immissions-
richtwertes von 40 dB(A) um max. 9 dB(A) zu rechnen. Die Uberschreitung ist auf die gewerbliche
Vorbelastung durch die Firma Wachendorff zuriickzufiihren.

Dem Ergebnis der schalltechnischen Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 2442, Teil 1
- Kradepohlswiese -, 1. Anderung entsprechend, kann die im Plan festgesetzte Nutzung
(1 Lebensmittelmarkt / 2 Fachmaérkte) realisiert werden, wenn im Baugenehmigungsverfahren
nachgewiesen wird, dass es in der Umgebung zu keiner Uberschreitung der Immissionsrichtwerte
der TA - Larm fiir das angrenzende 'Allgemeine Wohngebiet' kommen wird. Fiir das im Siiden des
Plangebietes ausgewiesene Gebédude ist durch die LKW-Verladevorgénge im Anlieferungsbereich
an der Nordseite des Gebdudes nahe der westlichen Grundstiicksgrenze mit einer Uberschreitung
des Immissionsrichtwertes im Tagzeitraum zu rechnen.
Es ist daher erforderlich, den Anlieferungsbereich durch geeignete Mallnahmen gegeniiber der
westlich gelegenen Wohnbebauung abzuschirmen.
Dies kann im Einzelnen durch folgende MaB3nahmen erzielt werden.

Verlagerung des Anlieferungsbereiches an die Ostseite des Gebédudes

Einhausung des vorgesehenen Anlieferungsbereiches durch bauliche Maflnahmen

Der Moglichkeit zur Einhausung der Anlieferungszone wird durch die Ausweisung von grof3ziigi-
gen 'Baumasken bis an die westliche Grundstiicksgrenze Rechnung getragen.

Somit wird im Hinblick auf die innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes geplanten
Einzelhandelseinrichtungen dann kein Immissionskonflikt hervorgerufen, wenn die "Immissions-
wirksame flichenbezogene Schallleistungspegel' innerhalb des Sondergebietes eingehalten werden
und der Anlieferungsbereich eingehaust oder verlagert wird.

Zum Nachweis der Einhaltung der Festsetzungen sind im jeweiligen Baugenehmigungsverfahren
oder immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren in Bezug auf die schutzwiirdige Bebau-
ung Liarmimmissionsprognosen durchzufiihren.

Auf Grund vorhandener Verkehrsgeriusche der Miilheimer Strafie und der damit bedingten Vor-
belastung des Plangebietes und der zu erwartenden Uberschreitung der DIN 18005 sind zur Ge-
wiihrleistung gesunder Wohn- und Arbeitsverhdltnisse Schallschutzmafinahmen erforderlich.
Aktive SchallschutzmaBBnahmen entlang der Miilheimer Strafle sind auf Grund der innerdrtlichen
Gegebenheiten und aus gestalterischen Griinden nicht gewiinscht.

Klare Anforderungen an den passiven Larmschutz enthélt die DIN 4109 (Schallschutz im Hochbau).
Darin werden zu erwartende 'mal3gebliche AuBenldrmpegel' verschiedene Larmpegelbereiche zuge-
ordnet und nutzungsabhingige Schallddmmmale fiir AuBBenbauteile von Gebéduden festgesetzt.
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Fiir das Sondergebiet sind die Lirmpegelbereiche fiir einen konkreten Fall berechnet worden.
Somit setzt der Bebauungsplan fiir das Gebaude bzw. fiir die zur Miilheimer Stralle ausgerichtete
Gebdudeseite und zum Teil der Ostlichen Seite den gutachterlich ermittelten Larmpegelbereich II1
fest. Fiir diesen gilt, dass die Anforderungen der DIN 4109 an die Luftschallddmmung von Auf3en-
bauteilen eingehalten werden miissen. Fiir Gebdude bzw. Gebédudeteile, die mit einem 'malgebli-
chen AuBlenldrmpegel (tags) von bis zu 60 dB (A) gemdll DIN 4109 dem Larmpegelbereich II zu-
zuordnen wiren, wird die erforderliche Luftschallddmmung bereits durch die Einhaltung der Wir-
meschutzverordnung gewéhrleistet, so dass hier keine Festsetzungen im Bebauungsplan zu treffen
sind.

In der zurzeit vorhandenen Ortlichkeit wird der Immissionsrichtwert fiir 'Allgemeine Wohngebiete'
der TA Larm im Nachtzeitraum iiberschritten. So dass fiir die, an das 'Sondergebiet' angrenzende
Wohnbebauung eine Vorbelastung durch Gerduschimmissionen vorhandener Gewerbebetriebe, vor
allem der Firma Wachendorf / Wanderer vorliegt.

Fiir bestehende Gemengelagen gilt das 'Gebot der gegenseitigen Riicksichtnahme'. Treffen in
Gemengelagen vorhandene Betriebe von unterschiedlicher Schutzwiirdigkeit zusammen, ist die
Grundstiicksnutzung mit einer gegenseitigen Pflicht zur Riicksichtnahme belastet. Das fiithrt
nicht nur zur Pflichtigkeit dessen, der Belistigungen verbreitet, sondern auch zu einer die Tat-
sachen respektierenden Duldungspflicht derer, die sich in der Nihe von Belistigungsquellen
ansiedeln.

Damit die Vorbelastung des Plangebietes und der angrenzenden Wohnbebauung durch Ge-
rauschimmissionen nicht weiter zunimmt, legt der Bebauungsplan Nr. 2442, Teil 1 - Krade-
pohlswiese -, 1. Anderung zum Einen immissionswirksame flichenbezogene Schalleistungspegel
fest. Die Einhaltung dieser Werte wird zusitzlich im stidtebaulichen Vertrag zum Bebauungs-
plan gesichert. Zum Anderen hat sich die Firma Wachendorff ebenfalls in einem stidtebauli-
chen Vertrag zum zurzeit rechtskriftigen Bebauungsplan zur Einhaltung von Beurteilungspe-
geln (Emissionskontingent) nach TA -Larm verpflichtete, um einer Zunahme der Vorbelastung
entgegenzuwirken. Somit ist gesichert, dass die Vorbelastungen nicht erhoht und somit
Nutzungskonflikte verscharft werden (Verschlechterungsgebot).

Ferner wird durch die Umwandlung der Gewerbefldche in eine Griinfliche ein zusétzlicher Abstand
zu den Emittenten hergestellt, was ebenfalls Auswirkungen auf die zurzeit nach dem rechtskréftigen
Bebauungsplan mogliche Ausweitung des Larmkonfliktes hat.

Die faktische Vorbelastung fiir die vorhandene Wohnbebauung und gemél § 34 BauGB ggf. mogli-
che Wohnnutzung auf den zurzeit unbebauten Freiflachen ist somit geméfl dem 'Gebot der gegen-
seitigen Riicksichtnahme' zumutbar.

Im Hinblick auf die faktische Vorbelastung des Plangebietes durch Verkehrslarm und durch ge-
werbliche Gerdusche sowie durch die im Bebauungsplan / stidtebaulichen Vertrag geregelten
schallschutztechnischen Maflnahmen mdgliche Schutz der Wohn-, Aufenthalts- und Arbeitsrdume,
sind die beabsichtigten Nutzungen bzw. Gebietsausweisung im Geltungsbereich des Bebauungspla-
nes vertretbar.

5.3 Altlasten

Im Anderungsbereich des B-Planes befindet sich die im stédtischen Altlastenkataster registrierte
Verdachtsflache Nr.169 'Miilheimer Strae-Mitte'. Hierbei handelt es sich um eine

ehemalige Tankstelle. Die Flache wurde 1995 im Auftrag des seinerzeitigen Eigentiimers
gutachterlich untersucht und bewertet. Nach Angaben des Rheinisch Bergischen Kreises als Untere
Wasserbehorde wurden im Nachgang verschiedene Sicherungs- und Sanierungsarbeiten durchge-
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fiihrt, so dass von der Fliche keine Gefihrdungen im Zusammenhang mit einer Uberplanung ausge-
hen.

6. Ver-und Entsorgung

Die Ver- und Entsorgung des Plangebietes erfolgt durch den Anschluss an das stadtische Versor-
gungsnetz, die Entwésserung im Allgemeinen an die Trennkanalisation.

Zugunsten einer Reaktivierung des 'Kemper Baches' mit positiven Auswirkungen auf die naturschutzwiir-
digen Flichen im 'Tiefenbruch / Thielenbruch wird das Niederschlagswasser von den Dachflichen ge-
sammelt und in die vorhandene Teichanlage ostlich des Plangebietes, und von dort in ein Gewdsser einge-
leitet. Somit wird zumindest eine episodische Wasserspeisung des 'Kemper Baches' gewdhrleistet.

Die Parkplatzflachen sind iiber eine Abscheideanlage fiir Leichtfliissigkeiten an den Regenwasser-

kanal Miihlheimer Stra3e anzuschliefen.

Soweit diese befestigte Flache 60% der Grundstiicksfliche iibersteigt, ist der Abfluss durch eine
Riickhaltung auf diesen Versiegelungsanteil zu drosseln.

7. Umsetzung des Bebauungsplanes
7.1 Bodenordnende Mafinahmen

Der Bebauungsplan bildet die gesetzliche Grundlage fiir erforderliche bodenordnende Maf}-
nahmen, die fiir die Realisierung der stidtebaulichen Ziele notwendig sind.

Fiir den Bebauungsplan Nr. 2442, Teil 1 - Kradepohlswiese -, 1. Anderung ist eine Umlegung ge-
mal § 45 BauGB nicht erforderlich.

7.2 Kosten

Durch die Umsetzung des Bebauungsplanes entstehen der Stadt voraussichtlich Kosten durch er-
schlieBungsbedingten Grunderwerb und deren Unterhaltung.

Kosten fiir naturschutzrechtliche, eingriffsbedingte Ausgleichs- und KompensationsmaBBnahmen
werden an die Bauherren im Rahmen eines stiadtebaulichen Vertrages gem. § 11 Abs. 1 Nr. 2
BauGB sowie eines ErschlieBungsvertrages gemial3 § 124 BauGB {ibertragen.

7.3 Stidtebaulicher Vertrag

Erginzend zu den Festsetzungen des Bebauungsplanes wird zur Realisierung der stddtebaulichen
Zielsetzungen die Vorbereitung und Durchfiihrung stddtebaulicher Malnahmen gem. § 11 Abs. 1
Nr. 2 BauGB mit den Bauherren vertraglich geregelt.

Wesentliche Regelungsinhalte sind:

Regelung der Umsetzung der naturschutzrechtlichen Kompensationsmaflnahmen nach Beendi-
gung der BaumaBnahmen zum fachtechnisch ndchstmdglichen Termin sowie Regelung der
Entwicklungsmafinahmen

Anlage eines bachbegleitenden Geholzstreifens im Umfeld des Kemper Baches

Anlage einer Ballspielwiese

Pflanzung von heckenartigen Geholzstreifen
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Sicherung dieser Verpflichtungen durch eine Bankbiirgschaft
Kostenfreie Ubertragung der Ausgleichsflichen K1 und K2 an die Stadt
Dingliche Sicherung, das Niederschlagswasser von Dachflidchen nur in die vorhandene Teichan-
lage bzw. in ein offenes Gewésser abzuleiten
Herstellung der geplanten ErschlieBungsanlage (Kreisverkehrsanlage / Kanal) entsprechend der
seitens der Stadt genehmigten Ausbauplanung in einer festgesetzten Frist sowie Kosteniiber-
nahme der Firma LIDL.
Kostenfreie Ubertragung der ErschlieBungsflichen bzw. -anlage an die Stadt nach Abnahme
Sicherung der Erfiillung der Vertragspflichten / Haftungsausschluss zugunsten der Gemeinde /
Weitergabe der vertraglichen Regelungen an evt. Rechtsnachfolger

Der bereits bestehende stidtebauliche Vertrag zum Bebauungsplan Nr. 2442, Teil 1 - Krade-
pohlswiese - wird parallel im Hinblick auf die Festsetzungen zum Bebauungsplan Nr. 2442,
Teil 1 - Kradepohlswiese -, 1. Anderung geéindert.

Der Abschluss des stiddtebaulichen Vertrages, der Bestandteil des Bebauungsplanes wird, ist Voraus-
setzung fiir das Inkrafttreten des Bebauungsplanes.

Der stidtebauliche Vertrag wird dem Rat in seiner Sitzung am 21.03.02 zum Satzungsbeschluss vorge-
legt.

Aufgestellt:
Bergisch Gladbach,

S. Schmickler
Stadtbaurat

Finanzielle Auswirkungen:

1. Gesamtkosten der MaBnahme: EURO
2. Jahrliche Folgekosten: EURO
3. Finanzierung:
- Eigenanteil: EURO
- objektbezogene Einnahmen: EURO

4. Veranschlagung der Haushaltsmittel:
mit EURO

5. Haushaltsstelle:
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	Kompensationsmaßnahme K 3 'Pflanzung von heckenartigen Gehölzstreifen' 
	Auf Grund vorhandener Verkehrsgeräusche der Mülheimer Straße und der damit bedingten Vorbelastung des Plangebietes und der zu erwartenden Überschreitung der DIN 18005 sind zur Gewährleistung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse Schallschutzmaßnahmen erforderlich. 
	 
	Für das Sondergebiet sind die Lärmpegelbereiche für einen konkreten Fall berechnet worden.  



